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Zeitung für          Arbeit, Frieden, Umweltschutz

K o s t e n l o s

Projekt: Unsa Haus
Schule Allerstraße kurzfristig besetzt

Aufgepasst!
Hintergründe zur Besetzung der
Schule Allerstraße bieten wir auf Sei-
te 3.

Zwei Monatstreffen der Arbeitslosen-
initiative gab es seit der letzten Ge-
genwind-Ausgabe. Darum sind die
Seiten 4 und 5 auch prall gefüllt mit
Informationen – nicht nur für Arbeits-
lose.

Die Bundestagswahl ist schon einen
Monat her, die neue schwarz-gelbe
Bundesregierung hat eine Menge ih-
rer Vorschusslorbeeren verloren. Wir
berichten auf Seite 6 über das Wahl-
ergebnis aus Wilhelmshavener Sicht.

Immer mehr Strommasten zerstören
die Küstenlandschaft – wir berichten
über neue Planungen auf Seite 7.

Zwei Ratssitzungen gab es im Monat
Oktober – ausführliche Ratssplitter
haben wir auf den Seiten 8 und 9 ver-
teilt.

Ein Fünftel aller Menschen leidet nicht
nur unter Depressionen, sondern
auch unter herablassenden oder
wohlgemeinten Sprüchen aus dem
Freundes- und Familienkreis. Der Ar-
beitskreis “Frauen und Gesundheit”
klärte über Depressionen auf.

Wolle Willig ist nicht mehr bei Radio
Jade. Ihm wurde gekündigt. Hinter-
gründe dazu auf Seite 11.

Die Schadstoffeinleitungen in die
Jade werden Schritt für Schritt erhöht.
Weltnaturerbe? Interessiert doch kei-
nen, was auf Seite 12 zu beweisen
wäre.

Die ersten Schandtaten der
Merkel/Westerwelle-Koalition wer-
den spürbar: Mit Verlängerung der
Laufzeiten der Atomkraftwerke
wächst auch der Atommüllberg. “Lüd,
passt up”, heißt es auf Seite 14.

Da wird ein ganz neuer Hafen gebaut
– doch nicht einmal die Mindeststan-
dards des Umweltschutzes werden
erfüllt – “Schiffe an die Steckdose”,
fordern die Umweltschützer zum wie-
derholten Male – Seite 15.

Meldungen, Termine, Leserbriefe –
wie immer bunt im Heft verteilt.
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Anzeige

meldungenmeldungen

Aus der Schule geplaudert 
Über die Schulpolitik des Landes gibt es

nicht Neues zu erzählen.
Es ist immer noch das-
selbe Elend. Die
schwarz-gelbe Landes-
regierung hält eisern an
der Dreigliedrigkeit des
Schulwesens fest und
ignoriert weiterhin eisern
die Tatsache, dass die

Hauptschule mangels SchülerInnen zum
Aussterben verurteilt ist. Laut DPA liegt in Nie-
dersachsens größeren Städten der Anteil der

Hauptschüler schon unter zehn Prozent, ent-
nehmen wir der WZ vom 23.09.09.
Die “Schüler Union” (CDU-Nachwuchsorgani-
sation) gibt ihrer Mutterpartei Flankenschutz
und spricht eine “Empfehlung für die Haupt-
schule” aus (WZ, 14.09.09) - Sind eigentlich
auch HauptschülerInnen in der Schüleruni-
on??? - Der Wilhelmshavener Kreisverband
der Schülerunion hält nichts vom Verzicht
aufs Sitzenbleiben und auch nichts vom Ver-
zicht auf Schulnoten, wie dem genannten Ar-
tikel zu entnehmen ist. 
Im September waren Meldungen über Unter-
suchungen durch die Medien gegangen,
nach denen das Sitzenbleiben sehr teuer für
den Staat ist. Natürlich wären auch die Maß-
nahmen, die dafür sorgen würden, dass Kin-
der keine Klasse wiederholen müssen – klei-
nere Klassen, individuelle Förderung, Schul-
sozialarbeit – teuer. Doch wäre es nicht
vernünftiger, das Geld für etwas Gutes auszu-
geben statt für etwas Schlechtes?
Derweil in Wilhelmshaven: “Schülerzahlen
sinken weiter” (WZ, 13.10.09) – es gibt nur
noch 560 Erstklässler in der Jadestadt – wie
gut, dass man die Zahl der Grundschulen
schon verkleinert hat. Oder? Ziehen vielleicht
junge Familien weg, weil ihre Kinder hier so
weite (und z.T. gefährliche) Schulwege ha-
ben?
Nun scheint ja wenigstens  die Frage, die seit
Jahren die katholischen Eltern bewegt hat,
endlich beantwortet: Die katholische Grund-
schule soll in die Oldeoogeschule. Gottlob –
das viele Geld, das Jahr für Jahr in die Erhal-
tung und Verbesserung des Gebäudes und
den Schulhof und Schulgarten investiert wur-
de, war doch nicht umsonst.
So richtig klasse finde ich das “Börsenspiel”.
Wir stecken in einer Wirtschaftskrise, die
durch Spekulationen von Bankern beschleu-
nigt und verschärft wurde. “Börsenspiele”
amerikanischer Banker haben zahllose Fami-
lien in den USA um ihr Wohnhaus gebracht.
Und unsere Kinder lernen in der Schule das
Spekulieren!!! Naja, wir haben ja alle gelernt,
dass es nicht so schlimm ist, sich zu verspe-
kulieren – der Staat spannt ja einen großen
Schutzschirm für Banken auf.

Anette Nowak

Ausgetreten
Am 28. September 2009 sind 16 Personen
aus der Wilhelmshavener SPD ausgetreten,
darunter die stellvertretende SPD–Kreisvorsit-
zende Elke Wohler-Heckmann, der stellvertre-
tende SPD-Kreisvorsitzende Detlef Schön so-
wie die SPD–Ratsfrau Barbara Ober-Bloi-
baum.
In einer Pressemitteilung heißt es: “Die Aus-
getretenen sind der Auffassung, dass mit der
hiesigen SPD eine soziale und dem Bürger
verpflichtende Politik nicht zu realisieren ist.
Ämterhäufungen unter führenden SPD –
Ratsrepräsentanten, Seilschaften und zentra-
listische Führungsstrukturen führen dazu,
dass kritische Geister mundtot gemacht und
mit Parteiordnungsverfahren belegt werden.
Teamarbeit und das gemeinsame Entwickeln
von sozialer Politik werden in der hiesigen
SPD ausgeschaltet. So werden wichtige, drin-
gende Themen dieser Stadt im kleinen, elitä-
ren Kreis ohne Einbindung der gewählten
Vorstände entschieden.
Die aus der SPD Ausgetretenen wollen die-
sen Zustand nicht länger akzeptieren und
ziehen entsprechende Konsequenzen.”
Inzwischen soll die Zahl der Ausgetretenen
auf über 20 angestiegen sein. Die örtliche
SPD-Führung reagierte gelassen auf den
Aderlass. Man hatte fast den Eindruck, dass
man sich ein wenig freute, diese Querulanten
los zu sein.
Tim Sommer, ehemaliger Vorstand des SPD-
Ortsvereins Süd dazu auf seiner Internetseite
http://www.timsommer.de: “Die Partei-Rechte
der SPD Wilhelmshaven feiert den Austritt
von 16 Parteimitgliedern. Besonders Ober-
bürgermeister Menzel zeigte sich auf der
gestrigen Kreisvorstandssitzung erfreut über
den Austritt von rund 5% der Wilhelmshave-
ner Genossen. Auch der Kreisverbandsvor-
sitzende, Helmut Stumm, wird nicht müde
seine Freude in der Presse kund zu tun.
Stumm spricht in diversen Pressemitteilun-
gen von “Schauspielern ohne Substanz”, die
nur kurz in der Partei gewesen wären, um
diese zu “zerschießen”. Das Mitglieder aus-

Hafen ohne Zukunft?
Frage: Wird Wilhelmshaven zum kleinen
Rotterdam, wie es die Wilhelmshavener
Zwangsoptimisten verbreiten oder dro-
hen große leere Flächen, wie wir sie heu-
te schon in den Häfen in Bremerhaven,
Hamburg und Emden sehen können?
Zumindest der Hafenbetreiber befindet
sich schon auf dem Rückzug und will die
Inbetriebnahme des Hafens erst einmal
um ein viertel Jahr hinaus zögern. Im We-
ser-Kurier war am 29. Oktober zu lesen:
“Eine Verschiebung fände ich nicht nur
logisch, sondern auch notwendig”, sagt
Schifffahrtsexperte Jochen Tholen vom
Bremer Institut für Arbeit und Wirtschaft
(IAW). “Wenn der Jade-Weser-Port wie
geplant in Betrieb ginge, würde das La-
dung aus Bremerhaven abziehen.” Die
Russen hätten es vorgemacht: Der neue
Hafen von Ust Luga, an dem Eurogate
eine Überkreuzbeteiligung von 20 Pro-
zent hält, sei drei Monate vor der Fertig-
stellung stillgelegt worden. (hk)

getreten sind, die teils seit über 30 Jahren
das Parteibuch der SPD haben, verschweigt
Stumm lieber. Auch das 10 der 16 ausgetre-
tenen aktiv in Vorständen der Partei gearbei-
tet haben, wird lieber unter den Teppich ge-
kehrt.”
Ein Großteil der Ausgetretenen hat inzwi-
schen auch schon eine neue Heimat gefun-
den – einige arbeiten jetzt bei den LINKEN
mit, andere, wie z.B. Frau Ober-Bloibaum, hal-
ten es da eher mit Acki Tjadens BASU. (hk)
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Wir bleiben alle
Projekt: “Unsa Haus-Schule befreit”
(mt/hk) “Dieses Haus ist besetzt!” und “Wir bleiben alle!” war auf den Schildern zu le-
sen, welche am 17. Oktober an der ehemaligen Grundschule Allerstraße befestigt wa-
ren. In der Nacht waren linke Aktivisten gekommen, um die Schilder aufzuhängen und
die Schule zu besetzen. “Es war ein klares Signal an die Stadt, die Missstände unse-
rer Stadt nicht länger zu dulden!”, so die Stellungnahme der Aktivisten.

Ein klares Signal, das gaben auch die ört-
lichen Einsatzkräfte, welche die Besetzung
erst am nächsten Morgen durch eine Polizei-
streife bemerkten, indem sie das Gebäude
umstellten und letztendlich räumten. Mehre
uniformierte und zivile Polizisten sowie der
Staatsschutz waren vor Ort. Zwei Personen,
wahrscheinlich aus dem linken Spektrum,
vermutete man in dem Haus, berichtete der
Einsatzleiter. Sie seien durch ein eingeschla-
genes Fenster eingestiegen. Eindeutig wis-
sen taten es die Einsatzkräfte nicht.

Um 11:45 Uhr wurde geräumt – vorsichts-
halber schickte man erst einmal fünf Spür-
hunde ins Haus. 

Doch das Haus war leer. Die Hausbeset-
zer hatten wohl den Hinterausgang gewählt,
um sich die Konfrontation mit den Hunden
und den Polizisten zu ersparen.

In der Wilhelmshavener Zeitung las sich
der Vorgang so: Es war eine zerbrochene
Fensterscheibe an der leerstehenden Schule
Allerstraße, die die Polizei am Sonnabend-
morgen auf den Plan rief. Die Beamten hat-
ten Grund zur Annahme, dass Mitglieder der
sogenannten “Linken Szene” das Haus be-
setzt hatten. Im Internet kursierten zuvor ent-
sprechende Ankündigungen und Aufforde-
rungen, so ein Polizeisprecher. Darum wurde
die ehemalige Grundschule weiträumig ab-
gesperrt. Ein starkes Polizeiaufgebot durch-
suchte das Gebäude mit Spürhunden. Das
gesamte Gebäude sei aber leer gewesen, so
ein Polizeisprecher. Es gebe auch keine Hin-

weise auf Aktivitäten
jedweder Art in der
ehemaligen Schule.
Lediglich einige Pla-

kate an den verna-
gelten Fenstern
der Schule zeug-
ten von Plänen

möglicher Hausbe-
setzer. “Wir waren wohl

schneller”, vermu-
tet die Polizei. Die
Ermittlungen dau-
ern an. Die Stadt
hat Strafantrag ge-
stellt. 

In der Wil-
helmshavener Zei-
tung vom 31.10. war
folgende Meldung
zu lesen: Gegen
die mutmaßlichen
Hausbesetzer der
Schule Allerstraße
(wir berichteten),
wurde seitens der
Stadt keine Straf-
anzeige erstattet.
Das Gebäude der
ehemaligen
Grundschule gehö-
re nicht mehr der

Stadt Wilhelmshaven. Darum könne sie kei-
ne Strafanzeige erstatten.

Es sei keine Spaßaktion gewesen, son-
dern ein politisches Statement, erklärten die
Aktivisten. Man wolle nicht länger zusehen,
wie viele öffentliche Gebäude dieser Stadt
ungenutzt verfallen, wenn man sie doch sinn-
voll nutzen könne. In der Tat stehen seit der
Zusammenlegung der Grundschulen in Wil-
helmshaven viele ehemalige Schulen unge-
nutzt herum und verfallen.

In den umliegenden Häusern fanden die
Bewohner der Südstadt ein Informationsblatt
in den Briefkästen, in dem über Sinn und
Zweck der Hausbesetzung informiert wurde.

Wir zitieren einige Passagen:

Was wollen wir erreichen?
Wir wollen mit unserer Aktion ein selbst-

verwaltetes Kultur- und Kommunikationszen-
trum in Wilhelmshaven entstehen lassen. Ein
Gebäude wie diese ehemalige Schule, wel-
che ansonsten nutzlos herumsteht und mit
der Zeit verfallen würde, wird so wieder der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Dies
heißt, dass jede und jeder, die/der will, nun
diesen Raum nutzen kann wie er/sie das will. 

Derzeit schaffen wir die Infrastruktur
dazu. Wir bieten dies nicht als Dienstleis-
tung, sondern weil wir das Zentrum auch
selbst nutzen wollen. Darum laden wir alle
ein, mit uns den neuen Bürgertreff zu gestal-
ten, aufzubauen, in Schuss zu halten und na-
türlich zu verbessern. Es soll ein gemeinsa-
mes Projekt sein - im Gegensatz zu dem ver-
breiteten Konsumverhalten a la wir bieten
etwas an und Menschen kommen zu uns,
lassen sich berieseln (konsumieren) und
zahlen dafür etwas. Davon gibt es schon ge-
nug. (...)

Wer sind wir?
Eine bunt zusammengewürfelte Gruppe

von politisch, künstlerisch und/oder sozial

aktiven Menschen. Wir kommen aus Whv
und Umland – freuen uns aber auch über
Besucher/innen von überallher, die unsere
Forderungen nach Autonomie unterstützen.
(...) Wir wollen grundsätzliche Menschen-
rechte wie das Recht auf Wohnen selbst ver-
wirklichen und leer stehenden Raum der Öf-
fentlichkeit zur selbstverwalteten Nutzung
zurückgeben.

Die Hausbesetzer wollen verschiedene
Ideen für die Nutzung des Gebäudes umset-
zen, wenn man sie nur ließe. So wollen sie ein
selbstverwaltetes Kulturzentrum entstehen
lassen. Auch wolle man einen “Umsonstla-
den” eröffnen, in dem alle möglichen Waren
wie z.B. Kleidung, elektronische Geräte oder
Lebensmittel zum Nulltarif angeboten wer-
den. Jeder könne dann Dinge, die er nicht
mehr benötigt, abgeben und ein anderer, wel-
cher diese Dinge benötigt, kann sie abholen.

Ein anders Projekt wäre ein Café ohne
Konsumzwang, in dem man Getränke zum
Selbstkostenpreis erwerben oder selbst mit-
bringen kann. Auch eine “Volxküche”, kosten-
lose Rechtsberatung, Sprachkurse, Buchle-
sungen sowie viele weitere Projekte seien ge-
plant und wären nach Meinung der
Hausbesetzer realisierbar. Genügend Perso-
nen, die mitmachen würden, gibt es nach
Meinung der Aktivisten.

Die “bunte Gruppe” sieht viele Probleme
in der Stadt, welche einer Lösung bedürften,
wogegen die Kommune aber alles tut, um
diese zu vergrößern. Angesichts der Untätig-
keit und Willenlosigkeit der Stadt, diese Pro-
bleme anzupacken, würden die Aktivisten es
nun selbst in die Hand nehmen, und sie rufen
alle Bürger auf, ihnen dabei zu helfen.

Als “Motto” haben die Aktivisten sich die
“Resolution der Kommunarden” von Bertolt
Brecht erwählt. In dem Text heißt es:
In Erwägung, dass wir der Regierung
Was sie immer auch verspricht, nicht traun
Haben wir beschlossen, unter eigner Füh-
rung
Uns nunmehr ein gutes Leben aufzubaun. 
Auf geht’s! �
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*************************************************************
Wir bedanken uns bei den vielen Ungenannten,
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beigetragen haben. Besonders bedanken wir uns

diesmal bei Jochen Martin (jm)!
************************************************************
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Am 8. September
stellte sich der Wilhelmshavener Rechtsan-
walt Hartwig Karasch vor. In Wilhelmshaven
geboren und zur Schule gegangen, arbeitete
er nach dem Studium der Rechtswissen-
schaft zunächst in einem Hamburger Wirt-
schaftsunternehmen, bevor er sich 2002 in
Wilhelmshaven niederließ. Einer seiner
Schwerpunkte ist das SGB II, “ein weitläufiges
Rechtsgebiet”, wie er sagt. Natürlich galt die
erste Frage an ihn dem 22. September, dem
Tag, an dem beim Bundessozialgericht an-
geblich die Revisionsverhandlung in Sachen
KdU-Praxis der Stadt Wilhelmshaven stattfin-
den sollte (vgl. GEGENWIND 247).
Nein, DIE Verhandlung würde es am 22. Sep-
tember nicht geben, und die allgemeine Ver-
mutung der Versammelten war, dass die ent-
sprechende Ankündigung im Sozialaus-
schuss und in der WZ “eines der üblichen
Vernebelungsmanöver von Jens Stoffers” ge-
wesen sei. Doch dazu weiter unten.

“Begrüßenswert ausführlich” 
findet Herr Karasch das Urteil des Landessozi-
algerichts vom 11.12.08 bezüglich der Kosten
der Unterkunft (KdU), über das wir seither wie-
derholt berichtet haben, und wie die ALI sieht
er die seit Juli geltenden neuen “Mietober-
grenzen” Wilhelmshavens als “neuen Clou”:
Zahlreiche Betroffene, die jetzt etwas mehr
von ihren Mietkosten durch das Job-Center
erstattet bekommen, werden nun erleichtert
aufatmen, doch wenn ihre Miete darüber liegt
und sie eigentlich mehr zu bekommen hätten
(was immer noch nicht feststeht), werden die
meisten gar nicht erst auf die Idee kommen,
zu beanspruchen, was ihnen zusteht, denn
das Job-Center hat hier keine Bringeschuld. 

Zwei Monatsversammlungen
der ALI und sonst noch einiges
Wissenswertes
(noa) So lange ist die letzte Gegenwind-
Ausgabe her, dass es zwischenzeitlich
zwei ALI-Versammlungen gab, über die
es zu berichten gilt.

Was bedeutet das? 
Ein Fall, von dem wir unabhängig von der
Arbeitsloseninitiative erfahren haben, doku-
mentiert das überdeutlich: Eine Wilhelms-
havener Hartz IV-Betroffene stellte im Juni
einen Überprüfungsantrag nach § 44 SGB X
und erhielt im Oktober den Überprüfungs-
bescheid. Darin steht: “Die Leistungen für
Unterkunft und Heizung werden nach dem
SGB II in Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen erbracht, soweit diese angemessen
sind. Bei der Beurteilung der Frage nach der
Angemessenheit der Kosten der Unterkunft
hat die Stadt Wilhelmshaven als Träger der
kommunalen Leistungen nach § 22 SGB II
Miethöchstbeträge festgelegt.
Die Miethöchstbeträge wurden jeweils zum
01.10.2005, 01.10.2006, 01.05.2008 und 01.07.
2009 neu festgesetzt. Da die Berücksichti-
gung der jeweils aktuellen Miethöchstbeträ-

ge nicht immer zum jeweiligen Stichtag er-
folgte, kann ich ihnen für den Zeitraum vom
01.03.2006 bis 30.06.2007 und vom 01.10.
2007 bis 31.03.2009 insgesamt 978,48 Euro
nachbewilligen.” 
978,48 Euro!!! 978,48 Euro, die die Frau im
Lauf der genannten Zeiträume vom Regel-
satz abzwacken musste, die ihr an anderen
Dingen fehlten! Die sie ohne ihren Überprü-
fungsantrag nicht bekommen hätte!

Man muss es ausfechten
“Was nützt mir die neue – höhere – Mietober-
grenze, wenn ich nicht umziehen darf?”, woll-
te ein Versammlungsteilnehmer wissen. Hin-
tergrund dieser Frage ist die Tatsache, dass
das SGB II die Freizügigkeit der Hilfeempfän-
ger einschränkt: Ein Hartz IV-Betroffener muss
sich einen Umzug vom Job-Center genehmi-
gen lassen. “Der Umzug muss erforderlich
sein”, erläuterte Herr Karasch. Aber die Erfah-
rungen vieler Wilhelmshavener Hilfeempfän-
gerInnen zeigt, dass das Job-Center die Not-
wendigkeit eines Umzuges normalerweise
nicht anerkennt, wenn z.B. die alte Wohnung
feucht und damit gesundheitsschädlich, die
neue trocken, aber teurer als die alte ist. Da
hilft kein Argumentieren mit dem Sachbear-
beiter. Die Reaktion des Job-Centers in so ei-
ner Situation entspringt der Haltung “Wir sit-
zen am längeren Hebel”. Da hilft nur eines:
Umziehen und die Verfahren, die notwendi-
gerweise folgen, in Kauf nehmen.
“Man muss es im Einzelfall ausfechten”, ist
Karaschs Erfahrung. Und das heißt: 1. Wider-
spruch einlegen. Der Widerspruch ist kosten-
los. 2. Wenn dem Widerspruch nicht abgehol-
fen wird: Klagen.

Klagen kostet (fast) nichts 
Neue Rechtspfleger, frisch von der Fachhoch-
schule gekommen und etwas übereifrig, leh-
nen gerne mal die Herausgabe von Bera-
tungshilfescheinen ab. Doch das Bundesver-
fassungsgericht hat entschieden, dass
Beratungshilfe auch im Sozialrecht zu ge-
währen ist, und notfalls (wenn man den
Schein beim Amtsgericht nicht bekommt)
geht man einfach zum Anwalt – der sorgt
schon dafür, dass man sein Recht bekommt.
Nach Karaschs Erfahrung bewilligen die Sozi-
algerichte fast grundsätzlich Prozesskosten-
hilfe, so dass SGB II-Betroffene eigentlich kein
Risiko eingehen, wenn sie einen Anwalt kon-
sultieren. 10 Euro Eigenanteil müssen sie auf
jeden Fall entrichten, und wahrscheinlich wird
jeder Anwalt, der auf den ersten Blick sieht,
dass eine Klage keine Aussicht auf Erfolg ha-
ben wird, für diese 10 Euro genau diese Aus-
kunft geben, so dass niemand sich in ein
hoffnungsloses Verfahren stürzen wird.

Fehler des Job-Centers
Was viele Betroffene schon oft erlebt haben,
kann auch Karasch bestätigen: Beim Job-
Center gehen schon mal Unterlagen verloren,
und es kann leicht passieren, dass Hilfeemp-
fänger dadurch nicht nur belästigt werden –
der Verfasserin ist eine Frau bekannt, die meh-
rere Male eine Geburtsurkunde abgeben
musste, bevor ihr Baby endlich auch arbeits-
amtlich existierte und sein Geld bekam -, son-
dern auch handfesten Ärger in Form von Sank-
tionen oder noch Schlimmerem kriegen, weil
sie angeblich ihre Mitwirkungspflichten verletzt
haben. Deshalb der Rat: Alles, was man beim
Job-Center abgibt, quittieren lassen!

Mit Quittung wär’ das nicht pas-
siert
So standen Ende Oktober Frau T. und Herr
G. vor Gericht. Das Job-Center hatte sie we-
gen Betruges verklagt. Sie hatten kleine Ne-
benjobs angenommen und dem Job-Cen-
ter diese Tatsache auch gemeldet. Irgend-
wo zwischen Fallmanager und Leistungs-
abteilung ging diese Information verschütt.
Was sie durch ihre Jobs dazuverdienten,
war so wenig, dass der größte Teil davon
anrechnungsfrei geblieben wäre. Dadurch
fiel ihnen nicht auf, dass gar nichts ange-
rechnet wurde. Und beim Folgeantrag
kreuzten sie brav “keine Änderungen” an.
Bei einem Datenabgleich fiel der Leistungs-
abteilung allerdings auf, dass die beiden ei-
nige Euro zu Unrecht kassierten. Sanktion in
Form von Leistungskürzung und die Ankla-
ge wegen Betruges waren die Folge. Leider
schenkte das Gericht dem Job-Center mehr
Glauben als den beiden Angeklagten, so
dass diese jetzt eine Geldstrafe entrichten
müssen. Man wird sehen, ob das Verfahren
gegen die Leistungskürzung, das beim So-
zialgericht Oldenburg noch aussteht, we-
nigstens günstig für die beiden ausgeht,
denn Strafe zahlen von gekürzten Leistun-
gen, das ist besonders heftig.

Untersuchungsgrundsatz
In § 20 SGB X ist der “Untersuchungsgrund-
satz” verankert. Das kann sich positiv auswir-
ken – man muss allerdings darauf bestehen,
dass er angewandt wird. Karasch nannte ein
Beispiel: Eine Aufstockerin verdiente in Wirk-
lichkeit weniger als vom Arbeitgeber beschei-
nigt. Auf Grundlage der Summe in der Ver-
dienstbescheinigung errechnete das Job-
Center einen zu geringen Aufstockungsbe-
trag. 
Solche und ähnliche Fälle gibt es zuhauf, und
das Job-Center muss hier untersuchen und
darf sich nicht einfach mit einer Bescheini-
gung begnügen.

Hausbesuche
“Holterdipolter geht das gar nicht!” Auch
wenn der Prüfdienst des Job-Centers es viel
netter findet, einfach unangekündigt irgend-
wo aufzuschlagen und Einlass zu begehren:
Das ist nicht erlaubt, und niemand muss ihn
reinlassen, wenn er sich nicht angemeldet
hat!

Am 13. Oktober
gab es auf der ALI-Versammlung endlich Auf-
schluss über die Frage nach dem 22. Sep-
tember. Nein, es war nicht die Revisionsver-
handlung. Nein, es war nicht DER Fall, son-
dern einer der Fälle.
Das LSG hatte am 11.12.08 drei Fälle abge-
schlossen und in allen drei Urteilen Miethö-
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hen als für Wilhelmshaven zutreffend be-
zeichnet, die noch deutlich über den von der
Stadt zum 01.07.09 festgelegten “neuen Miet-
obergrenzen” liegen. Wir haben diese Beträ-
ge in unserer Ausgabe 246 genannt.
Das Bundessozialgericht hat nun einen der
drei Fälle behandelt und an das Landessozi-
algericht zurückverwiesen. Die Untersuchun-
gen der Stadt, so das BSG, seien okay – das
Ergebnis der städtischen Berechnungen al-
lerdings sei nicht nachvollziehbar. (Da geht es
den Bundessozialrichtern wie uns: Auch wir
konnten seinerzeit nur schwer verstehen, wie
die Stadt mit korrekten Angaben zu einem so
unkorrekten Rechenergebnis kommen konn-
te.)
Nun wird also das Landessozialgericht sich
noch einmal mit der Sache befassen müssen
und dabei den Taschenrechner benutzen
müssen. Was dann dabei rauskommt, ist
nicht mehr revisionsfähig.
Der GEGENWIND wird zu gegebener Zeit be-
richten.

Schwarz-Gelb kann’s besser
Reichlich entsetzt war man auf der ALI-Ver-
sammlung über den Ausgang der Bundes-
tagswahl. Zwei Punkte, die Gegenstand der
Koalitionsverhandlungen waren, wurden nä-
her beleuchtet.
Das Bürgergeld der FDP wäre eine Reform
von SGB II und SGB XII und würde die Betrof-
fenen noch schlechter stellen als es Hartz IV
schon tut, doch es ist – vorerst – am NEIN der
CDU gescheitert. Die Forderung der Arbeitslo-
senselbsthilfeinitiativen, so informierte Werner
Ahrens, lautet auf ein bedingungsloses
Grundeinkommen in Höhe von 1.500 Euro. 
“Die Koalition hilft den Armen”, wie es durch
die Medien ging, ist eine Verarschung: Die Er-
höhung des Schonvermögens nützt jetzt, fünf
Jahre nach Einführung von Hartz IV, den
schon Bedürftigen nicht – die haben ihr Er-
spartes längst aufgezehrt. Dass künftig 750
Euro pro Lebensjahr (statt bisher 250) fürs Al-
ter auf der hohen Kante liegen dürfen, ist le-
diglich eine Beruhigung für die, die noch
nicht bei Hartz IV angelangt sind. Es fördert
aber jedenfalls die Versicherungswirtschaft!

AöR
war das Hauptthema dieser Versammlung.
Dieter Kanth, Vorsitzender des Gesamtperso-
nalrats der Stadt, ver.di-Fachbereichsvorsit-
zender Gemeinden und ver.di-Vertreter im
Beirat des Job-Centers, hat in den letzten Mo-
naten zahlreiche Versammlungen besucht
und Podiumsdiskussionen veranstaltet, um

abzuwenden, was nach Behauptungen der
Stadtverwaltung eine tolle Sache, nach Be-
fürchtungen der städtischen Bediensteten
aber eine weitere Verschlechterung ihrer Ar-
beitsbedingungen wäre: Die Anstalt öffentli-
chen Rechts.
Der GEGENWIND hat schon mehrfach dar-
über berichtet, welche Folgen die Ausgliede-
rung einzelner Ämter aus der Stadtverwaltung
und ihre Umwidmung in Eigenbetriebe oder
GmbHs hat. Die Tarifbindung gilt für eine
GmbH nicht, und die MitarbeiterInnen müs-
sen die gleiche Arbeit für weniger Lohn und
bei weniger Urlaub verrichten. Außerdem hat
der Rat der Stadt kein Recht auf Information
und keinen Einfluss auf das Geschäftsgeba-
ren. 
Dieter Kanth zeigte der Versammlung auf,
was mittlerweile aus dem geworden ist, was
einmal “die Stadt” mit zahlreichen Ämtern war,
und warnte davor, dass die Gründung einer
AöR den Weg ebnen könnte für weitere
Schritte auf dem Weg der Entrechtung der
Beschäftigten. Wir verzichten hier auf die ge-
naue Wiedergabe der Hinweise auf diese Ge-
fahren, da das Thema sich mittlerweile zum
Glück erledigt hat. Am 28. Oktober hat der Rat
der Stadt in einer Sondersitzung gegen die
Stimmen der CDU, der FDP und des Oberbür-
germeisters das Thema ad acta gelegt (sh.
die “Ratssplitter” in dieser Ausgabe).

Kritik
an der “Prozessfreudigkeit” des Job-Centers
äußerte Kanth, der die Interessen der städti-
schen Beschäftigten des Job-Centers im
Blick hat. Die Bearbeitung von Widersprü-
chen, die Vorbereitung von Gerichtsverfahren,
die Teilnahme an Prozessen, all dies sind
zeitaufwändige Arbeiten, für die das Job-Cen-
ter Wilhelmshaven jedoch kein zusätzliches
Personal bekommt. Dass die Beschäftigten
des Job-Centers gehalten sind, auch berech-
tigte Anträge abzulehnen, um Geld zu sparen,
sorgt dafür, dass sie mehr arbeiten müssen.
Dass viel Arbeit liegen bleibt und dass Flüch-
tigkeitsfehler an der Tagesordnung sind, ist
die Folge von Personalmangel.

Einige Beispiele
Frau C. ist “Aufstockerin”. Sie hat eine schul-
pflichtige Tochter. Kurz vor Beginn des laufen-
den Schuljahres fragte sie nach den 100
Euro, die jede Schülerin und jeder Schüler in
diesem Jahr extra bekam. Sie musste eine
Schulbescheinigung vorlegen und konnte so
nachweisen, dass ihre Tochter die 7. Klasse
besuchte. 
Im August vermisste sie auf dem Konto die
100 Euro für die Tochter. Beim Job-Center er-
fuhr sie, dass eine neue Schulbescheinigung
erforderlich sei. Aha. Nun gut, Frau C. wies
also nach, dass ihr Kind mittlerweile die 8.
Klasse besucht. Im September gab es jedoch
nicht nur keine 100 Euro für das Kind, son-
dern gar kein Geld. Ihr Folgeantrag war noch
nicht bearbeitet.
Auch Frau L., arbeitslose Mutter eines Klein-
kindes, wartete im September vergeblich auf
ihr Geld. Auch ihr Antrag lag noch unbearbei-
tet auf einem Schreibtisch.

Millionär durch Hartz IV?
Manche Fehler des Job-Centers sind nicht so
folgenschwer, aber lustig. Herr N. hat dem
Job-Center im Sommer einen Grund für eine
Sanktion gegeben. Das teilte man ihm schrift-

Was ist das eigentlich auf einem Folgean-
trag für Arbeitslosengeld II an der Stelle, an
der man “keine Änderungen” ankreuzen
kann oder aber Änderungen mitteilen soll?
Änderungen wie z.B. der Auszug eines Fa-
milienmitgliedes, das Antreten eines Ne-
benjobs oder ein Umzug finden ja selten
genau zu dem Datum statt, zu dem man ei-
nen Weiterbewilligungsantrag stellt. Solche
Änderungen teilt man im laufenden Bewilli-
gungszeitraum mit. Bezieht sich das “keine
Änderungen” dann auf den letzten Antrag
oder auf die Meldung, die man zwischen-
durch gemacht hat?
Eine Kundin des Job-Centers, die sich dar-
über unsicher war, ging lieber hin, um da-
nach zu fragen, bevor sie einen Fehler
machte. (Die Meldung unter der Überschrift
“Mit Quittung wär’ das nicht passiert” zeigt,
dass ein Fehler da leicht passiert und große
Folgen zeitigen kann.) Eine Audienz bei ihrer
Sachbearbeiterin bekam die Kundin aber
nicht, und auch der Herr am Empfang konn-
te ihr diese Frage nicht beantworten. Das
könnte nun eine Weile gedauert haben, bis
die ihren Folgeantrag abgeben konnte!

lich mit. Da es die erste Sanktion war, betrug
die Leistungskürzung “nur” 30 %, und so kün-
digte man ihm die “Absenkung des Arbeitslo-
sengeldes II in Höhe von 300.909,00 Euro
monatlich” für drei Monate an. 1.003.030 Euro
würde er also ohne Sanktion bekommen???

Anette Nowak 
Legasthenietherapie

Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung

Auskunft und Anmeldung
04421 - 99 64 70

Rechtschreibwerkstatt

Beratung der Arbeitsloseninitiative 
Wilhelmshaven/Friesland

Jever: Jugendhaus, Dr. Fritz-Blume-Weg 2, jeden
1. und 3. Donnerstag im Monat von 14.30 bis
16.30 Uhr

Sande: Jugendzentrum, Hauptstraße 78, jeden
2. und 4. Donnerstag im Monat von 14.30 bis
16.30 Uhr

Varel: DGB-Büro, Hansastraße 9a, jeden 1. und
3. Dienstag im Monat von 9.00 bis 12.00 Uhr

Wilhelmshaven: Gewerkschaftshaus, Weserstra-
ße 51, jeden Montag und Donnerstag von 9.00
bis 12.00 Uhr

Monatsversammlung: jd. 2. Dienstag im Monat
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Kleine werden groß
Ein (später) Rückblick auf die Bundestagswahl 2009
(hk) Das war schon eine Hammerwahl – nicht die Tatsache, dass die CDU wieder
stärkste Partei im Bund wurde - die Hämmer waren: Die SPD verliert in Wilhelmsha-
ven 35% ihrer Wähler und stürzt von 46,7 auf 30,4%. Die Freien Demokraten fliegen
von 5,58 auf 13,49% - ein Zuwachs von unglaublichen 142%. Nicht weniger spektaku-
lär ist der Höhenflug der Linken, sie gewinnt 123% Wähler hinzu und steigert sich von
5,88 auf 13,13%. Die CDU und die Grünen dümpeln dagegen weiter auf ihren 2005er
Ergebnissen.

Zweitstimme für Zweitstimme
Bei der CDU veränderte sich am wenig-

sten – 2005 kam man auf 29,39%, 2009 wähl-
ten 28,80% die Schwarzen. Ein solches Er-
gebnis hat die CDU aus Wilhelmshavener
Sicht sicherlich auch verdient – dann und
wann wird hier eine Frau aktiv, die wie eine
personifizierte Warnung vor dem (Miss-)Ge-
brauch von Sonnenbänken aussieht. Anson-
sten geht von der Wilhelmshavener CDU nur
Langeweile aus. Der Rückgang um 2% der
Stimmen ist da durchaus verständlich und
auch verdient.

Und der ehemalige Bundestagsabgeord-
nete Hans-Werner Kammer? Ein Opfer der
Überhangmandate, ein Opfer des Listenplat-
zes. In den Tageszeitungen zwischen Jade
und Wapel werden ihm Krokodilstränen
nachgeweint. “Ein Verlust für die Region”,
heißt es unisono von SPD über WZ bis zur
CDU. Ein Verlust? Finden wir nicht.

Und die Grünen? Die Beliebigkeit hat ei-
nen Namen bekommen. Die Grünen sind
heute die einzige Partei, die wirklich mit allem
und jedem koalieren kann. 

In Wilhelmshaven versucht sie sich ein
Profil zu verpassen. Es steht außer Frage,
dass die Grünen momentan in Wilhelmsha-
ven eine wichtige Rolle spielen (Kraftwerks-
ansiedlungen u.ä.), doch das reicht wohl nicht
aus, die Politik auf Bundes- und Landesebe-
ne vergessen zu ma-
chen, es riecht alles
nach grüner FDP, nach
freien Wählern und
auch ein wenig nach ...

Die SPD – welch ein
Fiasko für die Wilhelms-
havener Sozis! Im Sturz-
flug geht es von 54,6 im
Jahre 1998 auf katastro-

phale 30 Prozent bei
der diesjährigen
Bundestagswahl.
Auffällig ist, dass die
Wilhelmshavener
SPD nur 2% mehr
Stimmen verliert als
die Partei im Bun-
desdurchschnitt.
Doch die Bundes-
SPD ist von einem
viel niedrigeren Level
abgestürzt – ihr Nie-
dergang begann im
Jahre 1998 mit 40,9
%. Der Absturz der
Wilhelmshavener
SPD begann 1998
bekanntlich bei
54,6%. Die Wilhelms-
havener SPD bedau-
erte zwar das Wahl-
ergebnis: “Das ist ein

finsterer Abend für uns”, ließ der SPD-Kreis-
vorsitzende Helmut Stumm vermelden. Doch
schuld war nicht eine falsche Politik, sondern
es sei, so Stumm, nicht gelungen, “politische
Inhalte zu vermitteln.” Auf Deutsch heißt das,
dass der Wähler zu dumm war. So ist es auch
nicht verwunderlich, dass innerhalb der SPD
kein Denkprozess einsetzte. Man überlegt
jetzt höchstens, mit welchen Tricks man
vielleicht doch noch den einen oder an-
deren zukünftigen Wähler angeln könne.
Diese Art der Problemlösung feiert aller-
dings nicht nur im ehemaligen SPD-Groß-
herzogtum Wilhelmshaven Urständ – das
ist auch offizielle Berliner SPD-Politik.
Während die Wilhelmshavener lern- und
erkenntnisresistent im gleichen Trott mit
den gleichen Leuten und der gleichen Po-
litik weitermachen, gibt es auch bei der
Bundes-SPD nur ein wenig neue Schmin-
ke. Es scheint beschlossene Sache zu
sein, dass man die SPD bewusst in die
politische Bedeutungslosigkeit steuert.

DIE LINKE gehört zu den ganz großen
Gewinnern der Bundestagswahl. In Wilhelms-
haven übertrumpfte sie in fast 2/3 aller Wahl-
bezirke die FDP, die ja bekanntlich auch ein
Superergebnis erreichte. Doch welche Politik
steckt hinter der Linken? Hier in Wilhelmsha-
ven spüren wir die Aktivitäten der Linken im
sozialen Bereich – von Hartz IV bis zur Ge-

sundheitsversorgung
ist Politik ohne die
Linke in Wilhelmsha-
ven kaum vorstellbar.
Sicherlich auch ein
Grund dafür, dass die
Linke in Wilhelmsha-
ven ihr niedersach-
senweit bestes Er-
gebnis erreichte. Bun-

despolitisch wird es da schon schwieriger –
Oskar Lafontaine mit seinen nationalistischen
und ausländerfeindlichen Sprüchen ist da nur
ein Beispiel für das diffuse Erscheinungsbild
der Linken. Dennoch ist die Linke wohl der
charmanteste Gewinner dieser Wahlen.

Die FDP räumt richtig ab. Das war ein ge-
höriger Schreck, als Guido Westerwelle im
Fernsehen seine schon hundertmal gehalte-
ne nichtssagende Rede zum Wahlerfolg sei-
ner Partei hält – da hüpft da doch zwei Rei-
hen hinter Guido eine Frau, die aussieht wie
eine Cheerleader-Domina; an Stelle der übli-
chen Cheerleader-Puschel hält sie ein Wes-
terwelle-Schild in die Höhe. Noch ein Blick ...
tatsächlich! ... es ist Wilhelmshavens FDP-
Ratsfrau Susanne Bauermeister. Wo ist das
Loch, in das man vor Scham versinken möch-
te? Am übernächsten Tag gesteht Frau Bau-
ermeister stolz, dass ihr Auftritt nicht etwa
spontan war – da wurde erst ein Casting
(Guido sucht die Superfrau) durchgeführt – so
eine Art Jubel-Perser auf liberale Art.

Bisher konnte mir noch niemand schlüs-
sig erklären, warum jemand gerade die Partei
wählt, die die Realisierung all der Grundsätze,
die zur Finanzkrise und zur Krise in der Ar-
beitswelt führten, zu ihren Programm erklärt
hat.

Nichtwähler und ungültige Stimmzettel
gab es mehr als bei der letzten Bundestags-
wahl. Bundesweit sank die Wahlbeteiligung
von 77,7 auf 70%, in Wilhelmshaven verzichte-
te ungefähr ein Drittel der Wahlberechtigten
auf den Urnengang (2005:75,28%; 2009:
67,68%).

Bewusst ungültig wählen, auch diese u.a.
aus dem Baskenland bekannte Meinungsäu-
ßerung wird populärer. Zitate aus der Wil-
helmshavener Zeitung: Der stellvertretende
Wahlleiter, Rudolf Perkams, gab noch weitere
Besonderheiten bekannt. “Bis zu 300 Men-
schen haben Horst Schlämmer und seine
Partei HSP gewählt”, sagte Perkams.

Der Wahlkreis 27 hätte in Sachen Wahl-
beteiligung mit 69,7 Prozent abermals die
rote Laterne in Niedersachsen bekommen. In
der Jadestadt hat es sogar die schlechteste
Wahlbeteiligung an einer Bundestagswahl
seit Kriegsende gegeben.

418 Wähler (0,22 Prozent) hätten einen
leeren Zettel abgegeben, 593 (0,31 Prozent)
den Wahlzettel absichtlich ungültig gemacht.

Positiv zu vermerken bleibt abschließend,
dass es den rechtsextremen Parteien nicht
gelang, auch nur annähernd an die Erfolge
der 2005er-Wahl anzuknüpfen. 

Vielleicht bewegt sich doch etwas bei
den Menschen. �

Bundestagswahl in Wilhelmshaven

2005      2009

46,7

30,04 29,39 28,8

5,58

13,49

8,16 8,85
5,88

13,13

75,28

67,68

SPD            CDU             FDP           Grüne          Linke          Wahl-
beteiligung

Prozentuale 
Veränderungen 
2005 zu 2009

Vergleich 
Wilhelmshaven

zum Bund

SPD            CDU             FDP              Grüne           Linke

-35 -33

-2 -4

142

49

8,5

32

123

37

Bundestagswahlergebnisse 
der SPD Wilhelmshaven

1998                2002                 2005               2009

54,6
52,2

46,7

30,04
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Marktstr. 19
gegenüber Hertie
26382 WHV

www.myspace.com/spooneranziehsachen

NEU Cyroline T-shirts 14,99€

Wilhelmshaven ist in die engere Auswahl
zur Anknüpfung des von der “NorGer” - einem
norwegisch-schweizerischen Konsortium -
geplanten 500-kV-Kabels für die ‘Hochspan-
nungsgleichstrom-Übertragung’ (HGÜ) von
Norwegen via Nordsee nach Deutschland
einbezogen worden. Dies geht aus einem
Schreiben des u.a. für die Landesentwicklung
in Niedersachsen zuständigen Ministeriums
im Rahmen des laufenden Raumordnungs-
verfahrens hervor (s. Gegenwind Nr. 244). Ur-
sprünglich war neben Stromanschlüssen an
Elbe und Ems auch Conneforde (Landkreis
Ammerland) in Erwägung gezogen worden.
Doch jetzt sind nur noch das Umspannwerk
Maade sowie zwei Anknüpfungs-
punkte an der Unterweser übrig.
Alle drei liegen im Kartellgebiet
des E.ON-Konzerns. An einem die-
ser Punkte soll der Strom von de-
ren Tochter - der “E.ON Netz” - zum
Weitertransport übergeben wer-
den.

Da die E.ON (wie auch die an-
deren der Vierergruppe des deut-
schen Netzkartells –Vattenfall,
E.ON, RWE und EnBW) dafür kein
HGÜ-Netz bereithält, muss der
Gleichstrom an dem noch festzu-
legenden Anknüpfungspunkt in
380-kV-Wechselstrom umgewan-
delt und transformiert werden. Um
die Elektroenergie effizienter und
damit kostengünstiger zu den Ver-
braucherschwerpunkten zu leiten,
könnte es langfristig von Vorteil sein, ein
Gleichstrom-Langstreckennetz als Alternative
zum Wechselstromnetz einzurichten. Auf
Langstrecken treten bei der HGÜ nämlich
weit weniger Leitungsverluste und  Elektros-
mog-Emissionen auf. Dementsprechende in-
novative Erwägungen sind nicht bekannt.

Stattdessen planen und bauen große eu-
ropäische Stromkonzerne ineffiziente Mega-
Kraftwerke - wohl um der gesellschaftlich ge-
wollten Erhöhung der Stromversorgung aus
regenerativen Energien technische Grenzen
zu setzen. Denn kohle- so wie auch uranbe-
feuerte Großkraftwerke können nicht flexibel

auf Stromschwankungen durch Wind- und
Solarstromerzeugung reagieren. Und durch
neue Kohlekraftwerke und Laufzeitverlänge-
rungen von Atomkraftwerken erhöht man ha-
stig die Dämme gegen die anrollenden Wo-
gen regenerativ erzeugter Energien. Das da-
hintersteckende Motiv der Stromkartelle lässt
sich nur als Verteidigung ihrer Oligopolstel-
lung auf dem Strom”markt” durch Kleinhalten
mittelständischer und privater Stromprodu-
zenten erklären.

Da passt es ins Bild, dass der in Norwe-
gen eingespeiste Hochspannungsgleich-
strom nicht mehr beim Fernleitungsknoten-
punkt Conneforde an die E.ON-Netz, sondern
schon möglichst dicht hinterm Deich zum
Weitertransport ins Binnenland übergeben
werden soll. 

Das deutet darauf hin, dass die E.ON-
Netz keinen Mitverdiener in ihrem Kartellge-
biet dulden will.

Dies könnte einem als Zaungast ja auch
wurscht sein, falls die E.ON das Gleichstrom-
kabel von der Küste wenigstens bis zum
Stromknotenpunkt Conneforde fortführen
würde. Da der Gleichstrom jedoch in einem
der an der Wasserkante vorgesehen E.ON-
Umspannwerk landen soll, kann man sich an
seinen fünf Fingern abzählen, dass die “E.ON
Netz” die Leitungslücke zwischen Waterkant
und Binnenland lieber mit weiteren 380-kV-
Wechselstromleitungen schließt.

Falls Wilhelmshaven den Zuschlag be-
kommt, würde die “E.ON-Netz” den Jaderaum
sogar mit mehreren Stromleitungen beglük-
ken wollen:

Neben den bestehenden 110- und 220-
kV-Fernleitungen ist ja schon eine 36 km lan-
ge 380-kV-Wechselstromleitung für die Ener-
gieabfuhr von künftig zwei Kohlekraftwerken
auf dem Rüstersieler Groden nach Connefor-
de genehmigt worden. (Dafür sollen 21 km
Freileitungen gespannt und 15 km verkabelt
werden.)

Doch die drei allein können die Stromka-
pazitäten der in Wilhelmshaven mittelfristig
vorgesehenen vier Kohlekraftwerke sowie der
‘Offshore-Windkraftparks’ nach Ansicht der
Antragstellerseite nicht mehr bewältigen. Da-
für wird bereits über eine zweite 380-kV-Lei-

tung nach Conneforde nachge-
dacht. Und wenn jetzt noch der
Strom aus Norwegen in Wil-
helmshaven anlanden soll, könn-
ten auch die dann schon vier
Stromleitungen nicht mehr aus-
reichen.

Ob es da nicht angezeigt
wäre, die damit von der Landes-
regierung zu genehmigende und
der E.ON-Konzernzentrale zu be-
schließende Landschaftsverdrah-
tung noch mal zu überdenken
und zu untersuchen, ob sich ein
ausreichend dimensioniertes
HGÜ-Kabel nicht besser rechnet
als vier bis fünf Wechselstromlei-
tungen? 

Bürgerverbände wie der
“Bund der Energieverbraucher”,

“Attac” und “Robin Wood” meinen dagegen
ganz generell, dass die Übertragungsnetze
des Stromkartells in die Öffentliche Hand ge-
hören, denn die “...Stromkonzerne hätten auf-
grund ihrer Monopolstellung in den vergan-
genen Jahren die Netzentgelte auf Kosten
der Verbraucher in die Höhe getrieben, das
Geld einkassiert und die Netze verrotten las-
sen.” (Attac, 27.11.08). Von der Bundesregie-
rung fordern sie deshalb eine soziale und
ökologische Stromversorgung. (jm)

Landschaftsverdrahtung

Vorname............................................................    Name:.......................................................................

Straße:..................................................................    PLZ,Wohnort:........................................................ 

Geburtsdatum:.............................................    Telefon:....................................... ...........................

Ich bin damit einverstanden, dass der GEGENWIND meinen Monatsbeitrag von 

Euro ..........................  (mind. 3 Euro) im vierteljährlichen Lastschriftverfahren von meinem 

Konto:.........................................................Bank:............................................................Bankleitzahl............................................................

zugunsten des GEGENWIND-Kontos 500 355 bei der Volksbank Wilhelmshaven abbucht.

Ort:........................................................................................................       Datum: ........................................................................

Unterschrift:........................................................................

� Da ich nicht weiß, wo der GEGENWIND ausliegt, möchte ich ihn per Post zugestellt bekommen
Absenden an: GEGENWIND, Adolfstr. 21, 26382 Wilhelmshaven oder eine eMail an:

gegenwind.whv@t-online.de

Ich möchte sofort ein
GEGENWIND-Förderabo!!
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vom 21. & 28. Oktober 2009
aufgefegt von Imke Zwoch

und Hannes Klöpper

Methadon
Erneut ist die Versorgung Heroinabhängiger
mit dem Ersatzstoff Methadon in Gefahr. Zwei
Wilhelmshavener Ärzte können das allein
nicht mehr leisten und drohen diese Aufgabe
hinzuschmeißen, wenn sie keine Unterstüt-
zung erhalten. Eine schnelle Lösung muss
her. Zuständig ist in erster Linie die Kassen-
ärztliche Vereinigung, aber die Stadt sollte
das Ihrige beitragen. Die SPD wollte mit einer
Diskussion in der Aktuellen Stunde, die LAW
mit einem Dringlichkeitsantrag den Rat mit
ins Boot nehmen. Im Interesse der Betroffe-
nen kein Problem, oder? Denkste. Die Verwal-
tung hatte sich vor allem damit beschäftigt,
was formal dagegen spricht, das zu diskutie-
ren, was Dezernent Stoffers in langen Vorträ-
gen darlegte: Die SPD hatte den TOP zu spät
eingereicht. Der Antrag der LAW lautete: “Der
Rat der Stadt WHV legt der RNK-GmbH nahe,
sich an der Methadonvergabe ab 1.11. zu be-
teiligen ... Die bisherige Weigerung des RNK
seit 20 Jahren, sich an der Methadonvergabe
nicht zu beteiligen, hält der Rat für inakzepta-
bel”. Geschickt formuliert, meinte Stoffers,
denn weisungsbefugt sei der Rat nicht ge-
genüber dem Krankenhaus. Andererseits sei
ein Antrag nur dringlich, um Nachteile von
Bürgern abzuwenden (keine Frage, oder?),
und er müsse geeignet sein, das Problem zu
lösen, und das sei ja nicht der Fall, wenn es
nicht um eine Weisung, sondern eine Emp-
fehlung ginge. Gute Güte! Der soll sich mal
morgens neben die Methadonausgabe stel-
len, um zu kapieren, worum es im Leben geht.
“So ein Kasperkram - bei so einem Thema”,
wetterte SPD-Ratsherr Föhlinger. CDU-Spre-
cher Reuter wollte das Thema in die Fach-
ausschüsse überweisen. Die erforderliche
Mehrheit für den Antrag wurde knapp verfehlt.

Sieh mal einer an! Die LAW wird salonfä-
hig - die SPD lehnt die Anträge der Lin-
ken nicht mehr aus reiner Prinzipienrei-
terei ab. Haben die Genoss/innen sich
nach dem Desaster der Bundestags-
wahl etwa besonnen?

Fortsetzung auf der Ratssitzung am 28. Okto-
ber: Sabine Gastmann trägt in der Aktuellen
Stunde das Anliegen erneut vor; es geht jetzt
darum, einen Weg zu finden um den Gemein-
schaftspraxis-Plan vier Wilhelmshavener Ärz-
tInnen zur Methadonversorgung zu realisie-
ren. Vorher war bekannt geworden, dass Mat-
thias Abelmann sich bereit erklärt hat, im
Interesse der Realisierung der Gemein-
schaftspraxis noch einen Monat unter den
bestehenden Bedingungen weiterzuarbeiten
J. 
Im Laufe der Debatte dankte Ursula Aljets
(SPD) Johann Janssen (LAW) für sein Enga-
gement (!), Stadtrat Jens Stoffers dankte Herrn
Abelmann (!) – nur abstimmen durfte dann
keiner, weil so etwas in einer Aktuellen Stun-
de nicht vorgesehen ist. Anrührend aber hilf-
los war dann der Vorschlag von Sabine Gast-
mann, dass die Ratsmitglieder ja durch ein
freundliches Nicken ihre Zustimmung zu der
von ihr verlesenen Empfehlung (eigentlich
sollte es eine Resolution werden – die aber
eben in einer Aktuellen Stunde nicht abge-
stimmt werden kann) signalisieren könnten.

Stühlerücken
Ratsfrau Barbara Ober-Bloibaum ist eine von
mehr als inzwischen  20 GenossInnen, die
aus der SPD ausgetreten sind. Sie gehört jetzt
zur neuen Gruppe BASU / Ober-Bloibaum /
Tholen. Durch die Umgruppierung wird auch
die Umbesetzung der Ausschüsse und Gre-
mien erforderlich, das große Stühlerücken
zieht sich dann durch alle Fraktionen und
Gruppen. Vor allem verlor die SPD dadurch ei-
nen Sitz in einer Reihe von Ausschüssen. 

Schule Neuende
Die Grundschule Neuende, die älteste Schu-
le Wilhelmshavens, gammelt seit der Schlie-
ßung traurig vor sich hin. Es steht zu befürch-
ten, dass sie an eine Immobiliengesellschaft
verhökert und abgerissen wird und auf dem
Grundstück Reihenhäuser oder ähnliches er-
richtet werden. Die LAW forderte einen Rats-
beschluss zum Erhalt der Schule, die als
Stadtteiltreff weiter genutzt werden sollte. In
Neuende fehlt ein solcher Treff für Jugendli-
che und andere Gruppen. SPD und BASU
schlossen sich dem an. Die CDU spach von
1 Mio. Euro Sanierungskosten; dies sei ja
auch der Grund gewesen, die Schule aufzu-
geben. FDP-Sprecher von Teichman bollerte,
die Befürworter des Erhalts hätten “den
Schuss nicht gehört” und “Herr Neumann hat
seine Fraktion nicht im Griff” - bei einem städ-
tischen Schuldenberg von 50 Mio Euro sei
das nicht drin. Die Grünen glänzten wie so oft

mit einem klaren “Jein” - man solle noch ein
Jahr mit dem Projekt warten, um Mittel dafür
freizuschaufeln. Aber da liegt genau die Ge-
fahr, dass in einem Jahr das Gebäude schon
plattgemacht ist, warnte BASU-Sprecher Tja-
den. Er versteht nicht, wieso die Stadt un-
längst problemlos 12 Mio. Euro locker macht
(“in den Sand kippt”) für ein Zusatzprojekt am
JadeWeserPort, hier aber keine Million über
ist. SPD-Chef Neumann erinnerte an den
Wortlaut des Antrags: Das Gebäude soll er-
halten werden - von einer Komplettsanierung
war ja noch gar nicht die Rede. “Zu spät!”,
mischte sich, ein wenig zu süffisant, Kämme-
rer Hoff ein. Die Schule sei längst zum Verkauf
ausgeschrieben, laut Schulentwicklungsplan
solle der Erlös bestehenden Schulen zugute
kommen. Die Fassade zu erhalten, sei “das
Höchste”, was man einem Käufer abverlan-
gen könne (potemkinscher Denkmalschutz
gewissermaßen). Außerdem gäbe es auch
andere Stadtteile, in denen ein Treffpunkt
fehlt. Interessante Argumentation. Nützte alles
nix - der LAW-Antrag wurde mehrheitlich an-
genommen.

Stadtentwicklung MIT den 
BürgerInnen
“Die Verwaltung wird beauftragt, eine Folge
von mindestens 3 Foren zur geplanten Stadt-
entwicklung durchzuführen”, lautete ein wei-
terer Antrag der LAW. Denn “meist liest der
Bürger darüber in der Zeitung, wenn schon
alles in trockenen Tüchern ist”. Auch dieser
Antrag wurde mehrheitlich angenommen. 

Tourismuskonzept
“Wilhelmshaven - die Maritime Erlebnisstadt”
ist der Titel eines Tourismuskonzeptes, das
Stadtrat Graul ausführlich vorstellte. Steckt si-
cher viel Fleiß drin, bietet aber nicht viel Neu-
es. Ist ja auch schon viel kaputt gemacht wor-
den durch Industrialisierung und unsensible
Baumaßnahmen, mehr kann man da kaum
noch rausholen. Immerhin kam die Arbeits-
gruppe zu der Erkenntnis, dass auch histori-
sche Bausubstanz ein touristischer Anzie-
hungspunkt ist. Nachdem in den letzten Jah-
ren der alte Bahnhof und weitere alte
Gebäude plattgemacht wurden, sind wir ge-
spannt, ob diese Erkenntnis auch praktische
Anwendung findet.
Norbert Schmidt (SPD) kritisierte, “wir hätten
schon viel weiter sein müssen”. Ihm fehlt die
Zusammenarbeit mit der Fachhochschule.
Als Beispiel wurde Bremerhaven genannt,
das mit Auswandererhaus, Klimahaus und
weiteren Investitionen viel Publikum zieht.
(Die sind aber auch pleite, war aus dem Saal
zu vernehmen - das ist Wilhelmshaven auch,
aber ohne Auswandererhaus.) Ursula Aljets
(SPD) meinte, in Wilhelmshaven wäre ein
Auswandererhaus fehl am Platze, denn hier
hätte es ja keine Auswanderer gegeben. (Das
kann sich schnell ändern, wenn die so weiter-
machen wie bisher). Insgesamt war das The-
ma so wenig spannend, dass viele Ratsmit-
glieder umherliefen oder den Saal verließen.
Von Teichman schimpfte: “Einige hier wollen
wohl lieber weitere Anträge von Linkschaoten
unterstützen als hier zuhören!”

“Contenance”!
Im Laufe der Sitzung hatte von Teichman
noch mehr solcher Sprüche losgelassen
(“Schwachmaten”, “Chaotenhaufen”), die den
benachbart sitzenden Grünen zu Ohren ka-

Marktstr. 94, 26382 Wilhelmshaven, Tel . : 13438
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men. Claus Westermann hatte die Nase voll
davon: “Herr von Teichman, ich bitte Sie, be-
wahren Sie Contenance vor diesem Hohen
Hause!”

Abgesägt
Seit Wochen zieren in Heppens
und anderen Stadtteilen die ab-
gesägten Stümpfe von Laternen-
masten das Straßenbild. Eine
Notmaßnahme, weil die Masten
nicht mehr standsicher waren.
Nun ist endlich das Geld da, um
die Masten zu ersetzen. Neben
dem Ersatz der abgängigen Ma-
sten sollen 1.262 Quecksilber-
dampfentladungslampen durch
Natriumdampfentladungslampen
ersetzt werden. Das spart zum ei-
nen Energie und freut zudem
Motten und andere Insekten, die
von den alten Lampen magisch
angezogen wurden und dort
elend verglühten.

Kirche macht Schule
Die katholischen Grundschulen Ansgari- und
Elisabethschule sollten ursprünglich in Alten-
groden zusammengelegt werden. Nun ent-
schied man sich aber doch anders, um das
leerstehende Schulgebäude in der Oldeoo-
gestraße wiederzubeleben. Natürlich ging
das nicht ohne Hickhack ab. Ein Vorteil: 60%
der katholisch getauften Kinder wohnen im
Stadtsüden und haben dadurch kürzere
Schulwege. 
Von Teichman blieb beim Standort Altengro-
den, er prophezeite, die Eltern würden ihre
Kinder abmelden und auf andere Schulen
schicken. “2013 sind hoffentlich einige von Ih-
nen nicht mehr ... dabei”, raunzte er anders-
denkende Ratskollegen an. Das war's schon
wieder mit der Contenance. Der Grüne Sitz-
nachbar Werner Biehl griff durch: “Herr von
Teichman, halten Sie doch einfach mal die
Klappe!” (Mal am Rande: was hat die Kirche
eigentlich in der Schule zu suchen? Bei kon-
fessionsunabhängig gemischten Schulen
wäre die Logistik viel einfacher.)

Immer noch atomfreie Zone?
1988 hatte sich der damalige Rat der Stadt
mehrheitlich gegen den Transport bzw. Um-
schlag von radioaktiven Materialien in allen

Hafenbereichen Wilhelmshavens ausgespro-
chen. Gleichzeitig wurde die Landesregie-
rung aufgefordert, keine Genehmigung für
solche Transporte nach bzw. über Wilhelms-
haven zu erteilen. Ratsherr Gerold Tholen
wollte jetzt wissen, ob diese Beschlüsse
noch Gültigkeit haben. Aktueller Anlass: Der
Energiekonzern e.on sucht einen Weg, um 64
Brennelemente aus der britischen Wiederauf-
bereitungsanlage Sellafield ins AKW Grohnde
zu bringen. In Cuxhaven gab es einen Auf-
schrei der Bevölkerung, weshalb der dortige
Stadtrat den Transport ablehnte. Auch der
Bremer Senat signalisierte “no way” über bre-
mische Häfen und lehnte den Transport “aus
politischen und Sicherheitsgründen entschie-
den ab”. Insofern interessierte es Tholen
auch, ob in Wilhelmshaven Vorbereitungen
zur Abwehr eines Transportansinnens gäbe.
Stadtrat Graul beruhigte: Die Nds. Gemeinde-
ordnung kenne kein “Verfallsdatum” und kei-
ne “Halbwertzeit” wie das Atomrecht, insofern
habe der Wilhelmshavener Beschluss von
1988 weiterhin Bestand. Indes gäbe es nach
Information der hiesigen Hafenbetreiber und -
behörden keine konkreten Planungen, Ab-
sichten oder andere Überlegungen, nukleare
Brennstoffe über hiesige Häfen umzuschla-
gen. Die Verwaltung würde nicht “im vorausei-
lenden Gehorsam” tätig, sondern erst dann,
wenn das Bundesamt für Strahlenschutz mit
konkreten Anträgen auf die Stadt zukommen
würde.

Neues aus der Anstalt
Seit 2 1/2 Jahren geht es  im Rat der Stadt
darum, das durch die Gründung der Holding
angerichtete Chaos (Undurchsichtig, unde-
mokratisch, der öffentlichen Kontrolle entglit-
ten...) zu beseitigen. Eine “helle Ausleuchtung”
(OB Menzel) der städtischen Gesellschaften
sollte nun die Umstrukturierung in eine “An-
stalt öffentlichen Rechts” (AöR) gewährleisten.
Und genau so, wie vor 7 Jahren die Holding
als Heilsbringer und Allheilmittel angepriesen
wurde, geht die Verwaltung jetzt mit der AöR
um. Wer dem Antrag nicht zustimmt, wird ewi-
ge Höllenqualen zu erleiden haben. 
Eine Koalition aus SPD, Grünen und BASU
versuchte dennoch mit einem Antrag zur Ge-
schäftsordnung, das Thema von der Tages-
ordnung zu streichen und forderte stattdes-
sen einen Arbeitskreis, dessen “Ziel die Erar-
beitung eines tragfähigen Konzeptes zur

Umstrukturierung des Gesamtkonzerns Stadt
ist, durch welche mehr Transparenz und Ein-
sparungen erreicht werden sollen”.
Der Oberbürgermeister konnte für ein solches
Ansinnen absolut kein Verständnis aufbrin-
gen – ganz im Gegensatz zu den über 200
ZuhörerInnen (hauptsächlich aus betroffenen
Gesellschaften). OB Menzel ließ nun die ver-
flossenen 30 Monate Revue passieren, um
klarzumachen, dass genug diskutiert wurde,
dass jetzt endlich der Gründungsbeschluss
her muss. In seiner unnachahmlichen Art dis-
kreditierte er die Wortführer der AöR-Gegner,
bezichtigte diese der Angst vor der Verant-
wortung usw., wies alle Schuld an dem sich
abzeichnenden Scheitern der AöR-Gründung
von der Verwaltung und setzte sich mit sei-
nem stadtweit bekannten “Beleidigte Leber-
wurst”-Gesicht.
Auch Prof. Reuter (CDU) setzte sich für die
AöR ein und vermutete, dass die Mehrheit
des Rates sich wohl vor einer politischen
Auseinandersetzung fürchtet, man populi-
stisch das “angeschlagene Image” aufbes-
sern wolle. Reuter malte nun ebenfalls ein
düs teres Zukunftsbild: Sparkommissar, Steu-
ererhöhungen, Haushaltssperre, finanzielles
Desaster von 60 Millionen Euro...
Auch Michael von Teichman setzte sich na-
mens der FDP für die AöR ein, beschwor die
sogenannte “Wilhelmshaven-Fraktion” (die so-
viel Übles für Wilhelmshaven angerichtet hat)
und zeigte sich insgesamt recht übel gelaunt.
So reagierte er auf einen Zwischenruf von
Karlheinz Föhlinger (SPD) mit den Worten: “Ich
verstehe nicht, welchem Umstand Sie es ver-
danken, dass Sie noch in der SPD sind. Ein
Teil der Chaoten hat ja Ihre Partei verlassen.”
Natürlich sah auch von Teichman das Chaos
am Firmament aufziehen – die niedersächsi-
sche Landesregierung könnte den Rat gar
auflösen, weil der seine Aufgaben nicht erfüllt.
Acki Tjaden, Werner Biehl und Johann Jans-
sen begründeten im Folgenden recht fundiert,
warum die Diskussion über die AöR noch
nicht zu Ende sein kann. Werner Biehl: “Ich
weigere mich, dafür zu stimmen, nur weil man
uns Verweigerung, Verschiebung, Verhinde-
rung vorwirft – wir wollen es versuchen, wir
wollen einen Weg finden.”
Der Antrag auf Nichtbefassung wurde mit
25:19 Stimmen angenommen und von den
Zuhörern mit Beifall bedacht. �

Wie bereits von den Mainstream-Medien ge-
meldet, ist das Raumordnungsverfahren
(ROV) zur Festlegung der künftigen Trasse für
die von der RWE geplante Erdgas-Rohrlei-
tung von der NWO nach Etzel abgeschlos-
sen.
Die ca. 25 km lange Pipeline soll bei Etzel an
die überregionalen Erdgasfernleitungen an-
geschlossen werden. Die 800-mm-Röhre soll
bei einem Betriebsdruck von 100 bar auf eine
Transportkapazität von 600.000 m3/h Erdgas
ausgelegt werden. Das Gas wird als “Liquid
Natural Gas” (LNG), also in Flüssigform, mit
Supertankern antransportiert und an Bord re-
gasifiziert, bevor es an Land gepumpt wird. 
An dem Raumordnungsverfahren haben sich
auch die Umweltverbände BUND und LBU
beteiligt und u.a. eine Alternativprüfung zur Er-
mittlung des sichersten Schiffsliegeplatzes
für die LNG-Tanker unter Beachtung folgen-

der Gesichtspunkte gefordert:
a) einer möglichst kurzen Revierfahrt in der
Jade-Fahrrinne zur Optimierung des Unfallri-
sikos, 
b) einer möglichst großen Entfernung zur
nächstgelegenen Wohnbebauung zur Mini-
mierung von Personen- und Sachschäden
im Falle des größten anzunehmenden Un-
falls (GAU), 
c) der zusätzlichen Immissionsbelastung bei
der Regasifizierung des LNG in Nachbar-
schaft zu vier von der Stadt Wilhelmshaven
im Rüstersieler Groden für vertretbar gehal-
tenen Kohlekraftwerken – ein bestehendes
und ein geplantes mit insgesamt ca. 1.300
MW el. Leistung befinden sich in unmittelba-
rer Nachbarschaft der NWO-Umschlagbrü-
cken und ein weiteres mit fast 900 MW el.
Leistung befindet sich weiter nördlich in Bau
d) der zu erwartenden zusätzlichen Belas-
tungen des Küstengewässers Jade sowie
des Nationalparks Niedersächsisches Wat-

tenmeer durch Schadstoffimmissionen und
Kühlwasseraustausch während der Regasifi-
zierung an Bord.
Als alternativer Standort käme beispielsweise
der landeseigene von der INEOS nicht ge-
nutzte Außenanleger der “Umschlaganlage
Voslapper Groden” (UVG) in Frage. Auch eine
gemeinsame Nutzung der der E.ON-Ruhrgas
genehmigten Ergänzung der UVG-Um-
schlaganlage um einen LNG-Löschkopf
muss ernsthaft geprüft werden.
In der “Landesplanerischen Festlegung” des
Nds. Ministeriums für Landesentwicklung
heißt es zu den Forderungen lapidar:
Auf Grund der geplanten zukünftigen
Schiffsanlandungen ab 2010 ist nur am Pier
der Nord-West-Ölleitung eine ausreichende
Verfügbarkeit für die Anlandung und Gasein-
speisung von Großtankern gegeben.
Bei solcher Chuzpe bleibt einem doch glatt
die Spucke weg. (jm)

Chuzpe
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Reine Nervensache
Arbeitskreis “Frauen und Gesundheit” klärt über Depressionen auf
(iz) “Stell dich nicht so an!” - “Dir geht es doch eigentlich ganz gut!” Ein Fünftel aller
Menschen leidet nicht nur unter Depressionen, sondern auch unter herablassenden
oder wohlgemeinten Sprüchen aus dem Freundes- und Familienkreis. Bei einem Vor-
tragsabend des Arbeitskreises “Frauen und Gesundheit” wurde mit Vorurteilen aufge-
räumt: Depressionen beruhen auf einer organischen Erkrankung und müssen als sol-
che ernst genommen und richtig therapiert werden. Informationen zur Selbsthilfe
machten Betroffenen Mut.

Der Arbeitskreis “Frauen und Gesundheit”
ist eine Initiative von Pro Familia, des Gesund-
heitsamtes, des Altenhilfe-Besuchsdienstes
und der Gleichstellungsbeauftragten. In loser
Reihenfolge werden Vortrags- und Filmaben-
de zu verschiedenen gesundheitlichen The-
men angeboten. Wegen des großen Interes-
ses wurde das Thema Depressionen jetzt
zum zweiten Mal aufgegriffen.

Dr. Antje Zitzelsberger, Fachärztin für
Psychiatrie und Psychotherapie an der
Psychiatrischen Institutsambulanz des Rein-
hard-Nieter-Krankenhauses, erläuterte in ih-
rem anschaulichen Vortrag anhand lebens-
naher Beispiele Ursachen und Symptome
der verschiedenen Formen von Depressio-
nen und Therapiemöglichkeiten. Zunächst
machte sie deutlich, dass die Depression
eine organische Erkrankung ist wie Diabetes
oder Herzinsuffizienz, und somit alles andere
als pure Einbildung, die man durch “Selbst-
disziplin” einfach abschütteln könnte. Für Lai-
en verständlich erklärte Zitzelsberger, was da
passiert: Das Gehirn besteht aus etwa 20 Mil-
liarden Nervenzellen, die über mehr als 20
verschiedene chemische Botenstoffe mitein-
ander korrespondieren. Eine zentrale Rolle
spielt dabei das Hormon Serotonin, das Ge-
fühle, Antrieb und Denken steuert. Das Steue-
rungssystem ist, so Zitzelsberger, hoch kom-
plex und störanfällig – “ich wundere mich,

dass es überhaupt Menschen gibt, wo es
funktioniert”. Schwankungen im Serotonin-
Stoffwechsel kennt jeder Mensch. Bei den
meisten hilft eine Tasse Kaffee mehr, den
“Montag-Morgen-Blues” zu überwinden. Wird
aber bei der Schwankung die kritische Gren-
ze überschritten, kippt das gesamte Boten-
stoff-System um.

Depression ist eine der häufigsten psychi-
schen Erkrankungen: 20% aller Frauen und
15% der Männer sind betroffen. Die Differenz
lässt sich auch daraus erklären, dass Männer
eine höhere Schwelle haben, ehe sie zum
Arzt gehen. 

Besser Hämorrhoiden
Depressionen sind negativ stigmatisiert.

Ein Magengeschwür ist gesellschaftsfähig,
bei Hämorrhoiden wird es schon kritisch,
aber wer sich offen zu Depressionen “be-
kennt”, läuft große Gefahr, von so genannten
Kollegen und Freunden belächelt zu werden:
“Die / der hat’s ein bisschen mit den Nerven”.

Gegen die damit einhergehende An-
triebsschwäche – bei gleichzeitiger quälen-
der innerer Unruhe - können Betroffene eben-
so wenig aus eigener Kraft angehen wie bei
einer Schilddrüsenerkrankung, die Ähnliches
bewirkt. Alltägliche Verrichtungen bis hin zum
Aufstehen, Duschen, Anziehen werden un-
möglich. Weitere Symptome sind “Schwarze
Löcher” in der Gefühlswelt (keine Freude, kei-
ne Trauer), die Erkrankte als fürchterlich emp-
finden. Das Denken verändert sich (langsa-
mer, unkonzentriert). Der “Appetit aufs Leben”
geht verloren, das Essen schmeckt fade, die
Sexualität vermindert sich. Hinzu kommen ne-
gative Körpergefühle wie Kopfdruck und Mus-
kelschmerzen. 

Lebensgefahr
Depressionen sind eine potenziell tödli-

che Erkrankung. 60-80% der schwer Depres-
siven haben Suizidgedanken. Ein großer Irr-
tum ist die “Volksweisheit”, dass jene, die
über Selbstmordgedanken sprechen, es
dann sicher nicht tun: 80% der erfolgreichen
Suizide wurden vorher angekündigt. Für das
Umfeld sollten solche Äußerungen ein Alarm-
signal sein, das sofortiges Eingreifen erfor-
dert. Betroffene brauchen umgehend psychi-
atrische Hilfe; wenn sie diese verweigern,
kann dies bis zur Zwangseinweisung gehen.

Doch auch bei weniger drastischen Fäl-
len gilt: Freunde und Angehörige können und
dürfen nie den Therapeuten spielen! Dazu
fehlt neben den medizinischen Kenntnissen
einfach die nötige, objektive Distanz. Wer hel-
fen will, sollte die Betroffenen zu einer fachli-
chen Therapie bewegen. Daneben kann man
ihnen natürlich belastende Dinge abnehmen,
wobei es falsch wäre, sie gar nicht mehr zu
fordern. Das richtige Maß erfordert Fingerspit-
zengefühl.

Diagnose mit Gefühl
Der erste Gang führt meist zum Hausarzt.

Der stellt oftmals fest: Die Laborergebnisse
sind gut – Patient gesund. Leider lässt sich
der Serotinspiegel über eine Blut-Probe nicht
messen, da das Hormon die so genannte
Blut-Hirn-Schranke nicht überwindet. Gut dar-
stellbar sind Veränderungen der Hirnstruktu-
ren, doch ist diese Untersuchung mit Strah-
lenbelastung verbunden und hohen Kosten,
die die Kassen nicht übernehmen. Ein ein-
fühlsamer Hausarzt sollte dem Patienten, der
Symptome schildert, mehr vertrauen als der
Laboranalyse und an den/die Fachkolleg/in
überweisen. Auf die Gefahr hin, dass der Pa-
tient sich nun von allen unverstanden fühlt:
“Sogar mein Hausarzt schickt mich zum Irren-
arzt!”

Ursachen und Auslöser
Wie andere organische Erkrankungen,

hat auch die Depression sowohl angeborene
wie auch erworbene Ursachen. Wissen-
schaftliche Erkenntnisse schwanken zwi-
schen Anteilen von 40 und 60% genetischer
Faktoren. Die nächsten Anlagen werden in
der Kindheit geschaffen. Wer es nicht lernt,
Frustrationen und Niederlagen als Teil des Le-
bens zu akzeptieren, wird später anfälliger für
Depressionen. Stress in Schule und Beruf tut
ein weiteres dazu. Einschneidende Lebenser-
eignisse wie Verlusterfahrungen, Kündigung
o. ä. sind schließlich bei 70-80% der Betroffe-
nen der endgültige Auslöser, der buchstäbli-
che Tropfen, der das Fass zum Überlaufen
bzw. den Serotoninspiegel endgültig aus der
Waage bringt. Ein Auslöser für Depressionen
können auch chronische Schmerzen sein.

Frauen haben ein zusätzliches Risiko
durch Hormonschwankungen nach der
Schwangerschaft oder während der Wech-
seljahre, die in der Regel aber leichtgradige
bzw. kurzfristige Depressionen hervorrufen.

Manche haben eben “Nerven wie Draht-
seile”, andere sind “nah am Wasser gebaut”.
Das “Stressvulnerabilitätsmodell” (Verletzlich-
keit) geht davon aus, dass viele Faktoren zu-
sammenkommen, bis eine Depression aus-
gelöst wird. Wer einmal einen Depressions-
schub hatte, muss mit 80-90% Wahrschein-
lichkeit damit rechnen, erneut zu erkranken.

Therapie
Dass die Depression eine organische Er-

krankung ist, bedeutet auch: Sie ist gut be-
handelbar. Für verschiedene Formen der De-
pressionen gibt es unterschiedliche Medika-
mente und die Ärztin oder der Arzt und
der/die Patientin müssen gemeinsam her-
ausfinden, welches wirksam ist. Antidepressi-
va machen nicht abhängig, denn sie docken
nicht an den Sucht-Rezeptoren im Nerven-
sys tem an. Allerdings haben alle Medikamen-
te Nebenwirkungen und eine Prophylaxe ist
damit nicht möglich.

Neben Medikamenten hilft auch eine ver-
änderte Lebensführung. Zitzelsberger emp-
fiehlt, “in der Stress-Schale aufzuräumen”. Be-
troffene müssen herausfinden, was sie be-
sonders belastet, welche Situationen sie
vermeiden sollten. Umgekehrt muss die
Schale mit positiven Erlebnissen aufgefüllt
werden, um das Gleichgewicht wieder herzu-
stellen. Hilfreich ist zudem körperliche Aktivi-
tät (2-3mal die Woche 45 bis 90 Minuten), die
bei leichter Depression ebenso erfolgreich
wirkt wie ein Antidepressivum.
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Nicht mehr on air
Radio Jade hat Wolle Willig gekündigt
(iz) Wer Radio Jade hört, vermisst seit längerem eine vertraute Stimme. Wolle Willig,
von Beginn an dabei beim Wilhelmshavener Lokalfunk und seit über 9 Jahren fest an-
gestellt, wurde erst versetzt und dann gekündigt – für Hörer/innen und Kolleg/innen
eine nicht nachvollziehbare Entscheidung und ein herber Verlust.

Seit Bestehen von Radio Jade haben wir
im GEGENWIND immer mal wieder Bilanz
gezogen, wo unser Lokalsender gerade so
steht, und dazu Gespräche mit den Verant-
wortlichen geführt. So interessierte uns für
den Bericht in der vorletzten Ausgabe, was
aus den Planungen vom Frühjahr für die
Gründung einer gemeinnützigen GmbH ge-
worden ist – eine mögliche Lösung für die fi-
nanzielle Notlage, gleichzeitig aber eine mög-
liche Gefahr für die inhaltliche Unabhängig-
keit des Senders, je nachdem, wen man sich
da ins Boot holt. Vorstandsvorsitzender Wolf-
gang Schmitz und Chefredakteur Michael
Diers äußerten sich dazu sehr zurückhaltend,
ebenso dazu, ob vielleicht an Einsparungen
im Personalbereich gedacht sei.

Kurz darauf war es kein Geheimnis mehr,
dass Redakteur Wolle Willig die Kündigung er-
halten hatte. Aber was war der Grund dafür,
sich ausgerechnet von einem altgedienten, er-
fahrenen und qualifizierten Mitarbeiter zu tren-
nen? Vorm Arbeitsgericht - Wolle Willig hatte
gegen die Kündigung geklagt - wurden die
Gründe nicht diskutiert. Wenn ein Betrieb weni-
ger als 10 feste Mitarbeiter hat, gibt es keinen
Kündigungsschutz; die Kündigung bedarf kei-
ner Begründung. Ob dieses Kriterium - weniger
als 10 feste Mitarbeiter - zutrifft, war Hauptge-
genstand des Gerichtstermins. 

Der Sender hatte – mit Wolle Willig – vier
hauptamtliche Redakteure, sechs VolontärIn-
nen, zwei Verwaltungsleute und einen Techniker,
30 freie MitarbeiterInnen und 30 Ehrenamtliche.

Feste Mitarbeiter sind solche, die für die
Aufrechterhaltung des Betriebs unabdingbar
sind. Sind Volontäre nun feste Mitarbeiter oder
nicht? Nach Auffassung der Beklagten, vertre-
ten durch Schmitz und Diers nebst Anwalt,
nicht. Sondern Auszubildende. Der Kläger hat
es in seiner langjährigen Erfahrung anders er-
lebt: Nach seiner Schilderung sind von 2 Jah-
ren Volontariat 1-2 Monate echte Ausbildung, u.
a. durch Hospitation bei anderen Medien, an-
sonsten müssen die Volontäre als vollwertige
Redakteure ran. Spannend wurde es, als es
um eine freie Mitarbeiterin ging, die aber
gleichzeitig als Chefin vom Dienst fungiert. Bei
freien Mitarbeitern wird das abgelieferte Werk
vergütet, nicht die Arbeitsleistung nach Stun-
den. “Chefin vom Dienst” bedeutet jedoch eine
zentrale Rolle im Arbeitsablauf des Senders,
mit regelmäßigen festen Präsenzzeiten. Was
die Beklagten nicht in Abrede stellen konnten.
“Freie Mitarbeiterin UND Chefin vom Dienst –
wie geht DAS denn?” fragte die Vorsitzende
Richterin halb belustigt, halb stirnrunzelnd.
Auch weitere “freie” Mitarbeiter nutzen die Be-
triebsräume mitnichten nur für die Fertigstel-
lung und Veröffentlichung ihrer Beiträge, son-
dern laufen morgens dort auf und bleiben bis
“Feierabend” und sind für feste Sendeplätze, z.
B. als Nachrichtensprecher, faktisch unab-
kömmlich. Sind sie und die Volontäre also in
Wirklichkeit als feste Mitarbeiter einzustufen, so
dass die Kündigung einer Begründung bedurft
hätte? Das hatte das Gericht zu entscheiden.

Daneben ging es noch um die Möglich-

keit einer gütlichen Einigung. Zur Diskussion
stand eine zweimonatige Freistellung bis zum
Inkrafttreten der Kündigung, sprich eine indi-
rekte “Abfindung” in Höhe von zwei Monats-
gehältern. Des Weiteren war Wolle Willig,
nachdem mehrere Fachmagazine gestrichen
wurden, für andere Aufgaben im Studio Jever
eingesetzt worden – ohne Erstattung von
Fahrtkosten. Schmitz erklärte, wenn in der
Hauptsache zu Gunsten des Beklagten ent-
schieden würde – die Kündigung also recht-
mäßig sei – würde man sich in Sachen Fahrt-
kosten (ca. 500 Euro) “nicht so anstellen”.
Doch die angebotenen Summen wurden
vom Kläger nicht akzeptiert.

Kurzer Prozess
Auch wenn einige Reaktionen der Richte-

rin Anlass zu vorsichtigem Optimismus für
den Kläger boten, wurde dann doch zu Guns-
ten des Beklagten entschieden: Die Kündi-
gung ist rechtsgültig. 

Die hinterbliebenen Hörer/innen fragen
sich aber immer noch, WARUM Wolle Willig
rausgeflogen ist. Nach Aussage von Schmitz,
den wir dazu befragten, waren es reine Ko-
stenüberlegungen. Nach Änderung der Pro-
grammstruktur hätte der Chefredakteur dem
Vorstand erklärt, dass man eine halbe Stelle
einsparen könnte. Und weil Wolle eine halbe
Stelle hatte, habe es ihn getroffen. Doch war-
um deckelt man nicht zunächst im Bereich
von freien Mitarbeitern die Ausgaben, statt ei-
nen festen, sozialversicherungspflichtigen
Job zu vernichten und eine tragende Säule
des Betriebs zu entfernen? Schmitz ist vom
Sparkurs überzeugt. Nachdem ein weiterer
Mitarbeiter in Rente gegangen ist und einer
von sich aus gekündigt hat, sei man mit den
Personalkosten auf einem guten Weg.

Sonst keine Gründe? Wolle vermutet,
dass langjährige Differenzen mit Chefredak-
teur Michael Diers ein Kündigungsgrund wa-
ren. Michael selbst äußerte einmal, mit Wolle
könne er “nicht planen”, wenn es darum gin-
ge, über die vertragliche Arbeitszeit hinaus zu
arbeiten. Schmitz räumte auf Nachfrage ein,
es habe “hier und da geknistert” zwischen
den beiden, aber er selbst sah sich nicht in
der Rolle des Vermittlers. Ärger gab es z. B.
um die Erstattung der Fahrtkosten nach Jever.
Schmitz hat das rechtlich geprüft, demnach
gab es keinen Anlass zur Erstattung.

Heimlich solidarisch
Zwar bekundeten vielen Kolleg/innen Wut

und Enttäuschung über die Kündigung, doch
ein offener Aufstand blieb aus. Muss man bei
Radio Jade Angst haben, seine Meinung zu
äußern? Nicht mal die Ehrenamtlichen, die fi-
nanziell nun gar nicht auf den Sender ange-
wiesen sind, trauen sich, gegenüber Chefre-
daktion und Vorstand ihren Unmut zu äußern. 

Ist der Bürgerfunk, der einmal aus links-
gewerkschaftlichen Kreisen heraus geboren
wurde, in der Kälte des Neoliberalismus an-
gekommen? Radio Eriwan, bitte antworten. �

Die Gesprächstherapie fordert den Betrof-
fenen im Vorfeld viel Geduld und Hartnäckig-
keit ab (die bei Antriebsschwäche nicht gera-
de gegeben ist): Bis zu 12 Monate Wartezeit
sind einzukalkulieren bis zur Aufnahme bei
Therapeut/innen, die völlig ausgebucht sind. 

Woran liegt das? Gibt es heute mehr De-
pressive als früher? Eine Zuschauerin stellte
die These auf, dass es in früheren Zeiten
mehr “Disziplin” und “Haltung” gab. Schließ-
lich seien z. B. im Krieg zahlreiche Frauen
durch Vergewaltigungen und andere Erleb-
nisse traumatisiert worden, aber die hätten
sich – sinngemäß – “zusammengerissen”,
statt depressiv zu werden. Wirklich? Schon in
den 1960er Jahren besangen die Rolling Sto-
nes “Mother’s little helper” = kleine Pillen, mit
denen die Betroffenen sich ruhig stellten und
aus Schamgefühl auch die Probleme in sich
hineinfraßen. Depressionen sind heute nicht
häufiger, aber sie werden häufiger als Krank-
heit erkannt. Zum Thema “sich einfach zu-
sammenreißen” bemerkte eine andere Zu-
schauerin treffend: “Das ist, als ob man je-
manden mit gebrochenem Bein zu einem
100 –m- Lauf überreden wollte”.

“Trau dich!”
Etwas zu wissenschaftlich-theoretisch

war der zweite Vortrag von Rabea Naffati, Psy-
chologin im Sozialpsychiatrischen Dienst,
über Behandlungsmöglichkeiten mit Schwer-
punkt Verhaltenstherapie. Sehr hilfreich hin-
gegen die abschließenden Ausführungen
von Anke Wellnitz zum Thema Selbsthilfe-
gruppen, die Betroffene ermutigten, sich einer
Selbsthilfegruppe anzuschließen oder eine
solche zu gründen, “Expertinnen in eigener
Sache” zu werden. 45 solcher Gruppen gibt
es mittlerweile in Wilhelmshaven, die, ergän-
zend zu professioneller Hilfe, raus aus der Iso-
lation führen. Die Teilnehmer/innen tauschen
ihre Erfahrungen aus, können offen sein unter
Menschen, denen sie nichts groß erklären
müssen, die aus eigenem Erleben das grund-
legende verstehen.

Seit 2008 leitet Frau Wellnitz Betroffene
“durch das Gewirr der Helfenden” und unter-
stützt sie bei der Gründung von Selbsthilfe-
gruppen. Beate Czaika berichtete als Mitglied
einer solchen Gruppe von ihren Erfahrungen.
Alle 14 Tage trifft sich die Gruppe von etwa 8
Personen und tauscht Erfahrungen aus, Ge-
fühle, Wahrnehmungen, Erfolge, Rückschlä-
ge, Erfahrungen zu Medikamenten und The-
rapeut/innen. Die Gruppe trifft sich zu ge-
meinsamen Unternehmungen – und wenn
nötig, nimmt man sich  gegenseitig in den
Arm. Frau Czaika zeigte mit ihrer Bereitschaft,
offen und spontan über ihre Erfahrungen zu
berichten, dass Selbsthilfegruppen mutig und
stark machen. Eine bessere Ermunterung
konnte es am Ende dieses wichtigen Infor-
mationsabends nicht geben. �

Kontaktmöglichkeiten für Betroffene –
Frauen und Männer, die unter Angst, 

Panik oder Depressionen leiden

Selbsthilfekontaktstelle Wilhelmshaven,
Anke Wellnitz, Tel. 04421-292-74777, 
email seko-wellnitz@t-online.de
Beate Czaika, Tel. 04423-2260,
email bczaika@gmx.net
Medienliste “Frauen und Depression” der
Stadtbücherei Wilhelmshaven als downlo-
ad unter www.gegenwind-whv.de
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Schadstoffsenke Weltnaturerbe
Die Gesamtdosis der Schadstoffeinleitungen in die Jade wird
Schritt für Schritt erhöht - der Beipackzettel über Risiken und Ne-
benwirkungen fehlt derweil
(jm) Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich in der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) dazu
verpflichtet, spätestens bis zum Jahr 2015 einen “guten ökologischen Zustand” für
alle Oberflächengewässer zu erreichen. Ziel ist die Bewahrung der Vielfältigkeit vor-
handener Pflanzen- und Tierarten.

Das Küstengewässer Jade wird auf der
WRRL-Werteskala schon heute formal auf der
untersten - mit “schlecht” bezeichneten - Stu-
fe eingeordnet. Damit ist nicht nur der West-
teil der Innenjade mit seinem hafenindustriel-
len Besatz gemeint, sondern auch die Natio-
nalparkteile Jadebusen und Hohe-Weg-Watt.

Wie man den rechtsverbindlich anzustre-
benden guten ökologischen Zustand errei-
chen will, ist nicht bekannt. Es kann zwar
auch hierzu eine Ausnahme mit weniger
strengen Umweltschutzzielen gemacht wer-
den - doch auch im Falle einer solchen Zulas-
sung behält das Verschlechterungsverbot
seine Gültigkeit. 

Ist denn dieses Verbot für die Jade bei all
den Wasserbaumaßnahmen, zusätzlich ge-
nehmigten Schornsteinemissionen und er-
laubten Abwässereinleitungen überhaupt ein-
zuhalten? Aus Sicht  der Genehmigungsbe-
hörden ja! Denn sie müssen sich darauf
beschränken, jeden eingehenden Verschmut-
zungsantrag einzeln zu prüfen. Und jedes Mal
wird in dem vom jeweiligen Vorhabensträger
beigefügten Gutachten prognostiziert, dass
sich seine in die Jade entsorgten Schadstoff-
konzentrationen schnell im Wasserkörper ver-
dünnen und sich nach wenigen Metern kaum
noch vom vorbelasteten Wasserkörper abhe-
ben würden. Und so kommt man in jedem
neuen Genehmigungsverfahren abschlie-
ßend zu dem Ergebnis, dass mit einer Schädi-
gung des Wasserkörpers nicht zu rechnen
sei. Durch diese gängige Praxis kann die Vor-
belastung der Jade immer weiter ansteigen. 

Diese Erfahrung haben die Umweltver-
bände bei den Immissions- und Gewässer-
schutzverfahren – ob JadeWeserPort, Electra-
bel, WRG /(Wilhelmshavener Raffinerie), INE-
OS oder E.ON-Ruhrgas – immer wieder
machen müssen. Um den Gesetzen Genüge
zu tun, kommen - zerlegt in ungezählte Ein-
zelverfahren - stereotyp die Irrelevanzkriterien
ins Spiel. Der schon eingetretene schlechte
Gewässerzustand (an dem die in den letzten
vierzig Jahren erteilten Genehmigungen nicht
ganz unbeteiligt sein dürften) wird als “Altlast”
abgetan. Und aus der daraus folgenden Ar-
tenverarmung und den Populationsrückgän-
gen wird in den Umweltverträglichkeitsprü-

fungen dann abgeleitet, dass die Jade weni-
ger schützenswert sei. Und wo etwas weni-
ger schützenswert ist, kann man umso mehr
einleiten.

Noch gilt es vieles zu bewahren.
Neben den für die gesamte Nahrungsket-

te unersetzlichen Bausteinen des Lebens, an-
gefangen beim Plankton und der Kieselalge
über das Makrozoobenthos1) und den Fi-
schen zu den Endverbrauchern - Meeressäu-
ger, Vögel und Menschen - leben in der Jade
- trotz ihres schlechten Zustandes - noch im-
mer bedrohte Arten - auch solche, die auf der
‘Roten Liste’ stehen: 

So wurden hier etwa 20 bedrohte Makro-
zoobenthosarten – darunter die Sandkoralle
(Sabellaria Spinulosa) und die Wellhorn-
schnecke (Buccinum undatum) festgestellt.
Doch allein schon die Tatsache, dass sich die
Anzahl dieser Individuen vermindert hat, soll-
te als Alarmzeichen verstanden werden. 

Vertreter von Umweltverbänden haben in
verschiedenen Verfahren denn auch darauf
hingewiesen, dass der von Gutachtern postu-
lierte komplette Wasseraustausch zwischen
Jade und Nordsee nicht auf die im Wasser-
körper enthaltenen Feststoffe zutrifft. Diese
würden zum Teil mit den daran anhaftenden
Schadstoffen so lange im Tidestrom hin- und
hergeschwemmt, bis sie in den strömungsar-
men Flachwasserzonen angelangt seien, wo
sie sich dann dauerhaft ablagern könnten.

Durch den ständigen Nachschub von
langlebigen Schadstoffen aus der steigenden
Anzahl von Industrieschloten und Abwasser-
rohren an der Jade besteht die akute Gefahr,
dass die vom Meeresboden lebenden Orga-
nismen die permanent zunehmenden
Schadstoffdosen aufnehmen und diese sich
exponentiell auf den Stufen der Nahrungsket-
te bis hin zu den “Endverbrauchern” (Seehun-
de, Vögel und Menschen) anreichern.

Darauf reagieren die Behörden ratlos, wie
z.B. in der Immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung der WRG-Raffinerieerweiterung
des Gewerbeaufsichtsamts Oldenburg vom
03.07.09: Eine Verteilung der an Schwebstof-
fe gebundenen Schadstoffe lässt sich auf-
grund grundsätzlich fehlender Systemkennt-
nis von den Gutachtern nicht prognostizie-
ren. Eine Prognose zum letztlichen Verbleib
der persistenten Schadstoffe und damit der
Anreicherung in Sedimenten und Biota
konnten die Gutachter nicht leisten. (...)

Für die Stoffe Arsen, Chrom und Kupfer

ist ein erhebliches Akkumulationspotential
im Sediment anzunehmen. Aus diesem
Grund werden in der Niedersächsischen Ver-
ordnung zum wasserrechtlichen Ordnungs-
rahmen, Anlage 4, als UQN Werte für die
Konzentration im Sediment (mg/kg) angege-
ben. Die Fachgutachter führen (...) überein-
stimmend aus, dass für die Transport- und
Depositionspfade der teils an Schwebstoffen
adsorbierten Schadstoffe im Jadesystem kei-
ne Basisdaten und keine belastbaren Re-
chenmodelle verfügbar sind. Auch über-
schlägige Abschätzungen für mögliche An-
reicherungen der eingeleiteten Schadstoffe
im Sediment können daher nicht vorgenom-
men werden. Das gilt für andere persistente
Stoffe.

Doch trotz dieser Unkenntnis wurden und
werden ständig neue Emissions- und Einleit-
genehmigungen erteilt. Zu den Abwässern
hat sich die zuständige Wasserwirtschaftsbe-
hörde - der Niedersächsische Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz (NLWKN) - in seiner der WRG erteilten
erweiterten Einleiterlaubnis vom 22.07.09 Fol-
gendes einfallen lassen: Bei Beachtung der
in der Änderungserlaubnis formulierten Ne-
benbestimmungen ist nicht zu befürchten,
dass das Jadesystem in seinem ökologi-
schen und chemischen Zustand nachteilig
verändert wird sowie ein guter ökologischer
und chemischer Zustand nicht erhalten oder
erreicht wird. Daher stehen der beantragten
Änderungserlaubnis aus Bewirtschaftungs-
gesichtspunkten keine Bedenken entgegen.

Etwas weiter im Text ist es dann vorbei mit
dem guten ökologischen und chemischen
Zustand: Da bereits eine hohe Vorbelastung
dokumentiert ist, ist eine besondere Betrach-
tung zusätzlicher Frachten geboten. Hierzu
dient das unter Nr. 7 (Änderung der beste-
henden Nebenbestimmung Nr. V.3) festge-
legte Beweissicherungsverfahren, mit dem
eine effektive Wirkungskontrolle zur Akkumu-
lation von Schadstoffen in den Sedimenten
und in Biota (Miesmuscheln) durchgeführt
werden kann.

Zu begrüßen ist, dass jetzt - reichlich spät
und hoffentlich nicht zu spät - ein Beweissi-
cherungsverfahren durchgeführt werden soll
bzw. muss, weil dies die EU-WRRL erfordert.
Doch das bedeutet nicht, dass ein einstweili-
ger Genehmigungsstopp für weitere Emissio-
nen und Einleitungen erfolgt, bis Klarheit
herrscht: Ein großräumiges Umweltmonito-
ring im Zusammenhang mit den Schadstoff-
einleitungen und -emissionen des WUP er-
scheint nicht sinnvoll, da der Erkenntnisge-
winn einer flächendeckenden Untersuchung
sehr eingeschränkt sein wird. Direkte Mes-
sungen sollten sich auf Bereiche nahe der
Einleitungsstelle beschränken. Angesichts
der hohen Investitionssumme stellt dagegen
das Vorhaben für den Raum Wilhelmshaven
ein bedeutendes Projekt dar, mit dem zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden
und der Raffineriestandort Wilhelmshaven
gesichert bleibt. (aus der WRG-Einleiterlaub-
nis)

Die Schlagzahl der steten Tropfen, die
den Stein höhlen, kann also weiter erhöht
werden, solange jeder neue Antragsteller mit
seinen vorgelegten Prognosen glaubhaft ma-
chen kann, dass seine Schornstein- und Ab-
wasserfrachten so weit verdünnt werden, bis
mit keinen direkten Schädigungen mehr zu
rechnen ist.

1) Als Makrozoobenthos oder Makroinvertebraten
bezeichnet man die wirbellosen Tiere der Gewäs-
sersohle, die mit bloßem Auge sichtbar sind. Es
handelt sich dabei vor allem um Larvenstadien
von Insekten, um Krebse, Milben, Schnecken und
Muscheln, Egel und Würmer. Diese Kleinlebewe-
sen nehmen wichtige ökologische Funktionen im
Gewässer wahr: Sie weiden Algen ab oder wirken
beim Abbau abgestorbener Pflanzen mit, anderer-
seits dienen sie als Nahrung für die Fische.

An- und Verkauf von
Schallplatten und CD’s

HiFi-Komponenten, 
Literatur + Comics u.v.m.

Bahnhofstr. 7 * 26382 Wilhelmshaven
Tel.: (04421) 4 21 84
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Öffnungszeiten

Café MüZe:
Dienstag bis Freitag 

von 9.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Mittwoch + Freitag

von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Mütter
Zentrum
Werftstr. 45
Tel. 506 106

Frauenwohlfühltag
Samstag, 

den 7. November 2009
von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr

Für alle Frauen, die eine 
kleine Wohlfühlpause 
benötigen, bieten wir 
Wohlfühlmassagen, 

Fußreflexzonenmassage, 
kosmetische 

Gesichtsbehandlung mit 
typgerechtem Schminken,

Fußpflege, Maniküre 
und eine neue Frisur.

Nutzen Sie die Gelegenheit,
zu sozialen Preisen 

aufzutanken und es sich 
mal so richtig gut 
gehen zu lassen.

Um 12.30 Uhr wird ein ge-
meinsames Mittagessen 

angeboten!

Anmeldung ist nur mit 
Vorauszahlung möglich. 

Doch der Zustand des Jadesystems inkl.
seiner dem Weltnaturerbe zugehörigen Ge-
wässerteile Jadebusen und Hohe-Weg-Watt
erfordert neben dem anstehenden Beweissi-
cherungsverfahren auch das Ergreifen von
Maßnahmen, wie sie die Umweltverbände
BUND und LBU in den Antragsverfahren u.a.
vorgebracht haben:
� Die Gesamtbelastung der Jade darf auf
keinen Fall weiter steigen, sondern muss, so-
weit irgend möglich, zurückgefahren werden.
Möglichkeiten dazu gibt es, z.B. die
� an den Kais in Wilhelmshaven liegen-
den Schiffe mit el. Strom von Land aus zu
versorgen, 
� Abwasserfrachten aus der Wilhelmsha-
vener Zentralkläranlage zu reduzieren, z.B.

leserbriefleserbrief

Die Wahl 2009
Diese Wahl zeigt erste Anzeichen dafür, dass
wir Deutschen endlich den Glauben an die
(ehemals kaiserliche) ‘Obrigkeit’ und deren
‘Fürsorge’ für den Bürger verlieren. Erfreuli-
ches Anzeichen dafür ist die Höhe der Wahl-
verweigerung: 32,32%, bei der die Anzahl der
vielleicht beabsichtigten ungültigen Stimm-
zettel nicht berücksichtigt ist. Ein Drittel der
Deutschen wollen mit dem Parteienklüngel
nichts zu tun haben.
Es ist auch kein Wunder, dass in Wilhelmsha-
ven die Wahlbeteiligung noch unter der er-
freulich niedrigen Wahlbeteiligung in ganz
Deutschland liegt. Denn wir Wilhelmshavener
haben die Auswirkungen der ‘Maßnahmen
der Obrigkeit’ in den letzten Jahren zu deut-
lich zu spüren bekommen und wir werden sie
auch weiterhin zähneknirschend hinnehmen
müssen. Die ‘Obrigkeit’, das sind ehemals
nette Bürger, die in der heutigen Grabschge-
sellschaft in Positionen geraten sind, in de-
nen sie an allem etwas verdienen können,
wenn sie ein bisschen dran drehen:
Der Jade-Weser-Port (überflüssig, siehe Aus-
bau Weser und Elbe): Und fort ist das Naher-
holungsgebiet, um das uns andere Kommu-
nen glühend beneideten.
Das 2. Kohlekraftwerk: Und der Dreck auf den
Fensterscheiben wird dichter.
Das 3., das 4. und vielleicht das 5. Kohlekraft-
werk: Um die uns keiner mehr beneiden wird
und die den kläglichen Rest der Erholungs-
suchenden vom Südstrand fernhalten wer-
den. Besonders, wenn ihnen ein Hiesiger ver-
rät, dass dort in Zeiten beispielloser Hoch-
technisierung die Exkremente einer mittel-
großen Stadt schwimmen oder abgesunken
sind.
Der wahnsinnige Verkehr der Lastwagen, ihr
Lärm, die Erschütterungen der Straßen und
ihre Überlastung: Die Straßen gehen weiter
kaputt, damit der Aushub des Hafens an den
verrücktesten Stellen der Stadt untergebracht
werden kann.
Und dann der Wahlkampf! Kein ‘Politiker’ hat
ein heißes Eisen angefasst! Sie wussten alle
nur zu genau, dass sie mit ihren Gesetzen

und Verordnungen gegen die Interessen der
Bürger untergehen würden. Deshalb wundert
es mich gar nicht, dass keine der ‘Leistungen’
der großen Koalition im Wahlkampf auch nur
erwähnt wurde:
Das blödsinnige Verbot der Glühlampe. War-
um? Glaubt hier angesichts der neuen und
der geplanten Kohlekraftwerke noch jemand
an die angeblichen Wirkungen des CO2?
Das blödsinnige !gesetzliche! Rauchverbot in
Kneipen. Ein paar richtig angebrachte Ventila-
toren, wie bei dem Lokal in Leffers, machten
das Essen neben den “Rauchertischen” ge-
sund und angenehm. Oder ein Zettel in der
Tür der Kneipe “Hier wird geraucht” hätte das
Problem ohne Existenzverluste und Schlie-
ßungen gelöst! Und die Stammtische, die ein-
zige Stelle, an der ‘Die Deutschen’ auch über
Politik sprechen, wären gerettet gewesen.
Aber vielleicht sollten gerade die Stammti-
sche durch das Gesetz abgeschafft werden?
Und dann die ‘obrigkeitlichen’ Maßnahmen
von ‘et Ulla’! Die Praxisgebühr! Was für ein
Witz! Schon der Name ist falsch! Oder der
große Selbstbedienungstopf, in den alle Bei-
träge der Pflichtversicherten fließen, ausge-
rechnet die Beiträge derer, die sich nicht wei-
gern können! Wie war das mit der KFZ- und
der Sektsteuer? Sollten die nicht zweckge-
bunden sein? Was sind sie heute?
Und dann die Erfindung und Fortführung von
Hartz IV. Dieses gesetzlich zementierte Un-
recht, das den ‘Sachbearbeitern’ das Gefühl
einer unanfechtbaren, göttlichen Allmacht
verleiht. Wie man an der Prozesslawine sieht.
Und dieser Unfehlbarkeitsvirus breitet sich
auch unter anderen Sachbearbeitern weiter
aus, wenn der Bürger nicht bald den einzel-
nen Sachbearbeiter gezielt belangen kann.
Anscheinend reicht das alles noch nicht zur
Ablehnung der Parteienherrschaft, die sich
klugerweise auch noch ‘Demokratie’ nennt.
Ja, gemessen an Kaiser, Hitler und Honne-
cker ist die ‘Obrigkeit’ schwächer. Aber
menschlicher? Aber eine Demokratie wie z.B.
in der Schweiz ist sie noch lange nicht. Erst
bei einer Wahlbeteiligung unter 10% werden
wohl auch die ‘Oberen’ oder die, die sich da-
für halten, nachdenken müssen, wenn wir
dann nicht schon in die gierigen Hände von
winzigen Gruppen aus Idioten der radikalen
Rechten oder Linken gefallen sind.

Hans Pilch, Schulstraße 127
26384 Wilhelmshaven

pilch@fbf.fh-wilhelmshaven.de

LeserInnenbriefe geben ausschließlich die
Meinung des Verfassers/ der Verfasserin wie-
der. Die Redaktion behält es sich vor, Leser-
briefe zu kürzen.

durch Denitrifizierung und Vermeidung von
ungeklärten Overflows,
� Altanlage zur Chlor-/Natronlaugepro-
duktion durch eine moderne Anlage mit
quecksilberfreien Emissionen auf dem Luft-
und Wasserpfade zu ersetzen. Die Anzahl
der Möglichkeiten lässt sich sicher noch er-
heblich ausweiten.

Das Wattenmeer mit dem jüngst von der
Unesco verliehenen (!!) Prädikat des Weltna-
turerbes ist ein unschätzbarer Wert an sich.
Es ist mehr als ein vor unserer Haustür gele-
genes “...international wirksames Marketingin-
strument, das der Wattenmeerregion eine
herausragende Marktposition im naturnahen
Tourismus verschafft.” �
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Schaut was kommt von
draußen rein!
Durch die von Schwarz-Gelb beschlossene Laufzeitverlängerung
für Atomkraftwerke verlängert sich auch die Laufzeit für Atom-
transporte und -müll“entsorgung”
(jm) Wie steht die Stadt Wilhelmshaven zu eventuellen Atomtransporten, deren Fracht
über städtisches Gebiet geleitet wird, und wie wird sie gegebenenfalls reagieren?
Dies war der Grundtenor einer Kleinen Anfrage des Ratsmitglieds Gerold Tholen auf
der Ratssitzung am 21. Oktober. 

Als Anlass dafür gab er folgendes an:
Der Stromkonzern E.ON möchte 64

Mischoxid-Brennelemente (MOX) aus der bri-
tischen Wiederaufbereitungsanlage Sella-
field für ihr Atomkraftwerk bei Grohnde be-
ziehen. Ursprünglich sollte in diesem Herbst
mit dem Antransport begonnen werden. Im
Vorwege hat man bereits am 17.08.09 ein
Frachtschiff nach Cuxhaven geschickt, um -
wie es der Nds. Innenminister Schünemann
nach Auffliegen der Aktion nannte - eine
“Kalterprobung” durchzuführen. Die öffentli-
che Empörung darüber hat den Rat der
Stadt Cuxhaven dazu veranlasst, die geplan-
ten Atomtransporte über den Cuxhavener
Hafen abzulehnen (s. Cuxhavener Zeitung
05.09.09). Daraufhin hat die mit den Atom-
transporten beauftragte Spedition die Prü-
fung von Alternativrouten für deren Durch-
führung beantragt. Dafür stehen jedoch nur
noch wenige Umschlaghäfen zur Auswahl:
Der Bremer Senat lehnte lt. Pressemitteilung
vom 08.09.09 “...die Transporte von Atom-
brennstäben aus dem britischen Sellafield
zum Atomkraftwerk Grohnde über bremische
Häfen und durch das Stadtgebiet von Bre-
men oder Bremerhaven aus politischen und
aus Sicherheitsgründen entschieden ab.” 

Und die Nds. Landesregierung soll sich
lt. Pressemitteilungen gegen den Hafenum-
schlag von Atombrennstäben in Cuxhaven
und Nordenham ausgesprochen haben. Zur
Begründung habe man u.a. angeführt, dass

das steigende Interesse der Öffentlichkeit
und der Medien an den bevorstehenden
Transporten dazu führen könnte, dass die lo-
gistische Abwicklung gefährdet sei.

Für die übrigen in Frage kommenden
niedersächsischen Hafenstädte scheint dies
demnach nicht zu gelten. Also auch nicht für
Wilhelmshaven.

Der sich daran anschließende Fragenka-
talog wurde von Dr. Jens Graul - Dezernent für
öffentliche Sicherheit und Ordnung - auf be-
sagter Ratssitzung beantwortet.

Zunächst bestätigte er, dass der Be-
schluss des Rates der Stadt Wilhelmshaven
vom 21.09.1988, in dem der Transport und
Umschlag von radioaktiven Stoffen über die
Jadestadt abgelehnt und die Verwaltung auf-
gefordert wird, alle rechtlichen Möglichkeiten
zur Verhinderung zu nutzen, weiterhin Be-
standskraft hat.

Rechtliche Vorbereitungen zur Verhinde-
rung von atomarem Handling auf Wilhelms-
havener Stadtgebiet habe man jedoch nicht
getroffen. Dazu seien die jeweils zu Grunde
liegenden Sachverhalte zu prüfen.

Für die Genehmigung von Atomtranspor-
ten sei das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) zuständig. Die Behörden zur Gewähr-
leis tung der öffentlichen Sicherheit sowie der
Verkehrssicherheit und damit auch die Stadt
würden jedoch in das Genehmigungsverfah-
ren einbezogen. Es gäbe derzeit keine kon-
kreten Planungen.

Einem Hintergrundgespräch war zu ent-
nehmen, dass die Stadt einen Unterschied
zwischen dem Handling von radioaktiven
Brennstoffen und Atommüll macht – woraus
man schlussfolgern könnte, dass sie gegen
die Schleusung von 64 plutoniumhaltigen
MOX-Brennelementen über städtischen Bo-
den nichts einzuwenden hätte.

Die Passivität der Stadt wird auch da-
durch deutlich, dass sie sich nicht auf allen
ihr zugänglichen Wegen über gestellte Anträ-
ge von Atomtransporten informiert hat und
dies offenbar auch weiterhin nicht beabsich-
tigt. Eigentlich kann die Stadt auch gar nichts
anderes tun, als bei der Sicherung des ato-
maren Hafenumschlags und des Transportes
durchs Stadtgebiet streng vertraulich mit den
der Landesregierung unterstehenden Polizei-
behörden und dem BfS zusammenzuarbei-
ten. 

Wie die öffentliche Sicherheit gewährlei-
stet wird, ist ja u.a. durch die Atomtransporte
nach Gorleben weitgehend bekannt. Wie ein-
gangs schon angeschnitten, hat eine solche
Nacht- und Nebelaktion inzwischen auch die
Cuxhavener vom Sofa geholt:
“200 uniformierte Gestalten machten sich in
der Nacht zum 17. August am Europakai im
Hafen von Cuxhaven zu schaffen - geschützt
von niedersächsischen Polizeieinheiten, die
das Gelände weiträumig abgesperrt hatten.
Am Kai vor Anker lag der englische Frachter
‘Atlantic Osprey', ein 80 Meter langes Trans-
portschiff. Eine Woche zuvor, am 10. August
hatte es den Hafen im nordenglischen Wor-
kington verlassen - von dort pflegt die Pluto-
nium-Fabrik Sellafield seit Jahren radioaktive
Brennelemente und Atommüll zu verschiffen.
Die ‘Atlantic Osprey’ allerdings war leer in je-
ner Nacht.” (TAZ, 31.08.09)

Jetzt pfeifen die Spatzen von den Dä-
chern, dass bereits in diesem Monat (Novem-
ber) ein erneuter Anlauf zur Anlandung von
MOX-Brennelementen in einem niedersäch-
sischen Hafen gestartet werden soll. Nur das
genaue Datum und die Route sind geheim.
Da hilft auch keine Anfrage beim BfS weiter –
die wird schlicht ignoriert .

Schon mehrmals war die Atomindustrie
erfolglos auf der Suche nach einem festen
Hafenumschlagplatz für ihre atomare Frach-
ten. So hat die Landesregierung von Schles-
wig-Holstein im Jahre 1988 - nach massivem,
zehntausendköpfigem Protest der Lübecker
Bürger - Atomtransporte über ihre landesei-
genen Häfen untersagt. 

Die niedersächsische Landesregierung
erklärte sich dagegen am 05. Juli 1988
grundsätzlich dazu bereit, den Umschlag von
bestrahlten Brennelementen aus Atomkraft-
werken über niedersächsische Häfen zu ge-
statten. Am 01. Okt. 1988 gab das Nds. Wirt-
schaftsministerium bekannt, dass nun Atom-
transporte über Emden oder Wilhelmshaven
möglich seien. 

Und schon vier Tage später kam der Atom-
frachter “Sigyn” in Emden an und wurde von
500 Polizisten mit Hundestaffeln gegen die
aufgeschreckten Emder Bürger abgeschirmt.
Da der Protest in den folgenden Tagen die ge-
samte Stadt erfasste und sich über ganz Ost-
friesland ausbreitete, stand zu befürchten,
dass die Transporteure ihre nukleare Fracht
nach Wilhelmshaven umdisponieren würden.
Aber auch hier entwickelte sich eine schnell
anwachsende Ablehnungsfront, der die Mehr-
heit des Stadtrates mit ihrem o.a. Beschluss

Russisches Roulette mit Urencos Atommüll
- Repression gegen Atomkraftgegner 
Nun wurde durch verschiedene Presseorga-
ne bestätigt, was wir schon lange wussten:
Urenco*) verfrachtet sein abgereichertes Ur-
anhexafluorid nach Russland, und nur 10 bis
15 Prozent kommen davon wieder zurück
nach Deutschland. Dies wurde nun durch
die Pressesprecherin der Urenco, Antje
Evers, gegenüber Spiegel Online bestätigt.
Der verbleibende radioaktive und bei Berüh-
rung mit Luftfeuchtigkeit ätzende Uranmüll
lagert in 1,6 cm starken Stahlfässern, welche
in der sibirischen Winterkälte und Sommer-
hitze nun vor sich hinrosten.
Gegenüber verschiedenen Presseorganen
sprach die Urenco von inzwischen 27.300
Tonnen Uranhexafluorid, welche in Sewersk
in Sibirien lagern. Gleichzeitig lehnte sie
aber jede Verantwortung für den Müll ab, da
dieser nun der russischen Tenex gehöre.
“Das sei so üblich...” Das zur Atomstrompro-
duktion noch nutzbare Uran holt man also
gerne zurück, den Müll sollen jedoch die an-
deren behalten.
Dass dadurch Menschenleben gefährdet
werden, weil die Fässer rosten und Leck

schlagen, bestätigte erneut der Vorsitzende
der russischen Umweltorganisation Ecode-
fense, Wladimir Sliviak, welcher auch schon
die Urananreicherungsanlage in Gronau be-
suchte. In den Medien wird die Pressespre-
cherin mit den Worten “Wir müssen eben
bei uns auf dem Hof kehren...” zitiert. Das ist
der blanke Hohn gegenüber den Betroffe-
nen in Russland und zeigt einmal mehr,
dass die Urenco versucht, sich hier auf Kos-
ten anderer eine weiße Weste zu verschaf-
fen. 
Diese skandalöse Verfahrensweise lässt die
deutsche Justiz völlig kalt. Als die russi-
schen Atomkraftgegner im Jahr 2006 Straf-
anzeige bei der Staatsanwaltschaft Münster
erstatteten, wurde das Verfahren eingestellt.
Ganz anders hingegen der Protest gegen
die sinnlose Atommüllverschiebung: Am
25.11.2009 steht die Kletteraktivistin Cecile
Lecomte erneut vor dem Münsteraner Amts-
gericht. Sie soll einen Polizeibeamten “ver-
bal genötigt” haben. (aus dem Internet:
“Urantransporte” 15.10.2009, 19:20)
*) Die Firma “Urenco Deutschland GmbH” betreibt in Gro-
nau (Münsterland) eine Urananreicherungsfabrik. Sie hat
den deutschen Preis für Wirtschaftsethik erhalten (!!)
(Quelle: Wikipedia)
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(mit Ausnahme von “Schwarzgelb”) Rechnung
trug. Nach dem Ratsbeschluss sei dann die
Angelegenheit im Sande verlaufen, berichtete
Sicherheitsdezernent Graul dem Rat. 

Nun also unternimmt die E.ON einen er-
neuten Anlauf, um den Umschlag ihrer radio-
aktiven Frachten über einen niedersächsi-
schen Hafen durchzusetzen. Es liegt nahe,
dass Wilhelmshaven für die Landesregierung
wieder vorrangig dazu zählt.
Lüd, passt up, dat is weer sowiet! �

Die Koalitionsvereinbarungen der neuen
schwarz-gelben Bundesregierung sehen
neben weiteren Schritten zum Ausstieg aus
dem Solidaritätsprinzip der Sozialversiche-
rungen auch Laufzeitverlängerungen für
Atomkraftwerke (AKW) vor. Letztere wurde
ungeachtet der ungelösten Entsorgungsfra-
ge für nukleare Abfälle und trotz der in
beunruhigender Regelmäßigkeit ruchbar
werdenden Pannen in der Atomindustrie
vereinbart. Die Kette des Versagens, der Ver-
säumnisse und Schlampereien ist lang und
wird fast wöchentlich länger. Brunsbüttel,
Krümmel und Asse sind nur einige aktuelle
Beispiele für die permanenten Fehlleistun-
gen des Atommanagements und der Igno-
ranz von Regierungsbehörden.
Als jüngstes Glied muss jetzt der AKW-Kom-
plex Biblis A und B auf die Fehlerkette auf-
gezogen werden: Ein Elektromonteur hatte
die Betreiber und die zuständigen Behör-
den seit 2007 vergeblich über Montagepan-
nen, Organisationsfehler, falsche Pläne und
zeitweise chaotische Zustände im Block B
unterrichtet und sah nur einen Ausweg:
“Der Techniker hatte sich an die IPPNW
Deutschland gewandt (Internationale Ärzte
für die Verhütung des Atomkrieges - Ärzte in
sozialer Verantwortung). Der Verein leitete
die Aussagen an das Bundesumweltminis-
terium weiter, und dieses beauftragte das
Ökoinstitut Freiburg mit einer Prüfung der
Anschuldigungen. Nun gibt es ein 99-seiti-
ges Gutachten über die Vorgänge, das SPIE-
GEL ONLINE vorliegt - und es bestätigt die
Vorwürfe in Teilen.” (Spiegel Online, 20.10.09).

MUSIKKNEIPE IM SÜDEN
DER STADT

Mainstraße 22 - Wilhelmshaven
Öffnungszeiten: tägl. ab 20.00 Uhr

Die beste Möglichkeit
GNU kontra WHV: Umweltschützer fordern gemeinsame Initiative
von Politik und Hafenwirtschaft
(hk) Die Natur- und Umweltschutzorganisationen fordern Landstrom u.a. für die Schif-
fe am JadeWeserPort (siehe Gegenwind 238ff ). Nicht damit einverstanden ist, wie
nicht anders zu erwarten, die Wilhelmshavener Hafenwirtschaftsvereinigung (WHV).
Die Begründungen für die Ablehnung sind weit hergeholt und halten keiner Überprü-
fung stand. Wir zitieren aus der Antwort der Gemeinschaft der regionalen Natur- und
Umweltschutzvereine (GNU) auf die Ausführungen der WHV-Vertreter Niemann und
Holzhausen.

“Durch den erwarteten Schiffstransport
von Containern nach Wilhelmshaven werden
sich die zukünftig auf die Jade-Region zu-
kommenden Schadstoffbelastungen weiter
erhöhen. Der den Schiffen erlaubte Brenn-
stoff einsatz mit einem 1,5%igen Schwefelge-
halt beim Befahren von Nord- und Ostsee ist
noch viel zu hoch. Ob es gelingt, ihn bis 2018
weiter zu senken, ist selbst für die ‘Internatio-
nal Maritime Organisation’ (IMO) ungewiss.

Auch der von der EU ab 2010 für die in
EU-Häfen liegenden Schiffe vorgegebene An-
teil von 0,1% Schwefel im Schiffskraftstoff liegt
immer noch hundertmal über dem Anteil in
den an Kfz-Tankstellen angebotenen Kraft-
stoffen. Nach unserer Berechnung würden
künftig vier am JWP liegende Schiffe so viel
Schwefel in die Luft blasen wie rund 45.000
Mittelklassewagen.

Außerdem sind im Gegensatz sowohl
zum Straßenverkehr als auch zu den Kohle-
kraftwerken keine Grenzwerte für die Schiffs-
emissionen von Stickoxiden, Kohlenwasser-
stoffen und Feinstäuben in Sicht - geschwei-
ge denn rechtsverbindlich. Dagegen werden
diese Grenzwerte im Straßenverkehr im Rah-
men des EU-Programms ‘Euro 6' schrittweise
weiter abgesenkt.

Auch deshalb sollten die Motorgenerato-
ren der Containerschiffe am JadeWeserPort
(JWP) abgestellt und die Schiffe mit Strom
von Land versorgt werden. Strom aus der
Steckdose wird künftig immer sauberer, weil
der Anteil emissionsfreier Stromproduzenten
an Land und auf See ansteigt und diese bei
der Einspeisung in das Stromnetz Vorrang
genießen. 

Wir wollen nicht verhehlen, dass auf dem
Wege zur Realisierung noch einige Hürden
zu überwinden sind, so z.B. der finanzielle
Aufwand, Schiffe für die Aufnahme von Land-
strom um- bzw. auszurüsten. Ein Lösungsan-
satz wäre, den Strombezug durch Steuerbe-
freiung kostenneutral zu gestalten.

Die Bedenken der WHV bezüglich ‘...der
extrem hohen Bedarfsschwankungen in der
Praxis des Löschvorganges von Schiffen'
müssen bei der Planung beachtet werden.
Die damit verbundenen Aufgaben sollten je-
doch technisch lösbar sein. Denn seit elektri-
scher Strom fließt, wird die notwendige Balan-
ce zwischen Stromproduktion und Strombe-
darf durch die Regeltechnik hergestellt. Für
extrem hohe Bedarfsschwankungen wird so-
gar eine Minutenreserve vorgehalten. (...)

Natürlich sollte man keine Möglichkeit der
Schadstoffreduzierung von Schiffen aus dem
Auge verlieren. Es ist jedoch zu prüfen, wie ef-

fektiv sie sind, wie viele Jahre bis zu deren
Umsetzung ins Land gehen und was sie ko-
sten. (...) Doch selbst wenn es solche neuen
Technologien nach Jahren auf die Agenda
der IMO schaffen sollten, dauert es dann für
gewöhnlich noch mal locker ein Jahrzehnt
bis zum Inkrafttreten nach Völkerrecht. Die
Durchsetzung der Landstromversorgung er-
scheint dagegen relativ einfach zu sein. Eine
internationale Normierung der Stroman-
schlüsse steht vor der Tür. In einigen Häfen
hat man nicht darauf gewartet. Jüngst hat
Antwerpen sogar mit der Landstromversor-
gung von Containerschiffen einer Schifffahrts-
linie begonnen. (...)

Die EU hält entgegen anders lautender
Meldungen an der Landstromversorgung fest.
Auch der Germanische Lloyd kommt in sei-
ner Studie ‘Verringerung der Emissionen von
Kreuzfahrtschiffen in Hamburg' für die Han-
sestadt Hamburg trotz akribischer Aufzählung
der zu bewältigenden Probleme zu dem Er-
gebnis, dass die ‘...Versorgung der Schiffe mit
Landstrom im Vergleich als die derzeit beste
Möglichkeit zum Ersatz von dieselgetriebe-
nen Schiffsgeneratoren (erscheint)'.

Daraus schlussfolgernd sollten alle Gut-
willigen zum Wohle der in der Jade-Region
lebenden Bürger und deren Gästen die Land-
stromversorgung mit Schwung vorantreiben.
Das Beispiel Antwerpen sollte Ansporn für
eine gemeinsame Initiative von Politik und
Hafenwirtschaft zur Ebnung des Weges für
eine Landstromversorgung zunächst von
Schiffen am JWP sein – zumal mit einer bal-
digen internationalen Standardisierung der
Stromanschlusskomponenten zu rechnen
ist.” �
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linke alternative wilhelmshaven - linke alternative wilhelmshaven
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Neuerdings gibt es Angriffe gegen die LAW: In einem Le-
serbrief in der WZ äußerte sich ein Bürger negativ über
Johann Janssen und andere Mitglieder der LINKEN, die
gleichzeitig Mitglieder der LAW sind. Jüngst erschienen
im BASU-Bürgerportal “Gedanken” von Joachim Tjaden.
Er mutmaßt hier u.a., die LAW plane, bei der Kommunal-
wahl 2001 gegen DIE LINKE anzutreten, und fordert
Anette Nowak und Johann Janssen auf, sich dazu zu er-
klären oder die Partei DIE LINKE zu verlassen. Forderun-
gen einiger Mitglieder der LINKEN, die LAW möge sich
auflösen, gibt es schon länger.

Aus diesem Anlass erklären wir:
Die LAW wird auf jeden Fall bis zum Ende der laufen Rats-
periode bestehen bleiben. Johann Janssen ist über die
Lis te der LAW in den Rat der Stadt gekommen. Würden wir
die LAW jetzt tatsächlich auflösen, wäre Johann für die

Unterlagen der Stadtverwaltung “parteilos”. Im Rat der
Stadt gäbe es keine Linke mehr. Das kann sich vielleicht
Joachim Tjaden wünschen, doch kein Mitglied der LINKEN
kann ernsthaft diesen Wunsch haben.
Es gibt keine Unvereinbarkeit zwischen LAW und der Par-
tei DIE LINKE. LAW-Mitglieder waren Gründungsmitglieder
des Kreisverbandes Wilhelmshaven der LINKEN. Die LAW
vertritt in Person von Johann Janssen die Positionen der
LINKEN im Rat der Stadt.
Darüber, wie DIE LINKE zur Kommunalwahl 2011 antre-
ten wird, gibt es noch keinen Beschluss des Landesver-
bandes. Wenn der Landesparteitag entscheidet, dass die
LINKE mit offenen Listen antritt und die schon vor der
LINKEN bestehenden Wählerinitiativen auf den Listenna-
men auftauchen sollen, dann wird DIE LINKE/LAW antre-
ten. Wenn der Landesparteitag entscheidet, dass DIE LIN-
KE allein antritt, dann wird sie das tun, und die LAW wird
natürlich nicht zusätzlich antreten – was sollte das auch
für einen Sinn haben? Keineswegs werden Linke gegen
Linke antreten!

Wir bleiben!

Beim Deichbrückenfest 
am 20. September gab es neben anderen
vergnüglichen Aktivitäten ein Papierbootren-
nen, zu dem auch eine Mannschaft des
Kreisverbandes Wilhelmshaven der Partei
DIE LINKE antrat. “Roter Oktober” hieß das
Schiff, das von Wolfgang Schwirkschlies ge-
baut und von Ralph Herrmann und Matthias
Tiller gefahren wurde. Eigentlich sollte die
Teilnahme am Rennen nur ein großer Spaß
sein, und niemand war über den 2. Platz
überraschter als die Skipper selber. 75 Euro
Preisgeld sollten einem guten Zweck zuge-
führt werden, und auch das Boot selber soll-
te jemandem gespendet werden, der es
wirklich brauchen kann.
Die Wahl fiel auf das Frauen- und Kinder-
schutzhaus der AWO, das mit Spenden und
öffentlichen Zuschüssen nicht gerade reich
gesegnet ist. 
Am 30. Oktober fand die Übergabe im LIN-
KEN Büro statt. Das Preisgeld wurde aufge-
stockt durch den Erlös einer Sammlung bei
einer am 17. Oktober in Wilhelmshaven
durchgeführten Regionalkonferenz der LIN-
KEN in Höhe von 50 Euro. Marlene Haf-
kamp, Leiterin des Frauen- und Kinder-
schutzhauses, nahm die Spende entgegen
und berichtete von der Arbeit ihrer Einrich-
tung. Das Bild zeigt Marlene Hafkamp,
Ralph Herrmann und Matthias Tiller.(noa)

['solid]
Ende Oktober hat sich in Wilhelmshaven die
Linksjugend ['solid] der LINKEN gegründet. In
der ['solid] sind Mitglieder der Linken im Alter
unter 35 Jahren organisiert. Mit der Gründung
des Jugendverbandes wurde eine weitere re-
gionale Struktur der aufstrebenden Partei ins
Leben gerufen. Die ['solid] will sich vorrangig
mit den Belangen Jugendlicher und junger
Menschen befassen. ['solid] Wilhelmshaven
wird vorerst von drei Mitgliedern vertreten: An-
dreas Krämer, Matthias Tiller (stellv. Sprecher)
und Stephanie Sommer (Sprecherin). 
['solid] will sich verstärkt auch bei kommunal-
politischen Angelegenheiten engagieren, um
die Interessen Wilhelmshavener Jungendli-
cher zu vertreten. Der stetige Sozialabbau
und das finanzielle Ausbluten der Kulturland-
schaft hat besonders für junge Menschen
sehr negative Auswirkungen. Den Jugendli-
chen in Wilhelmshaven fehlt es an offenen
Treffpunkten, nachfrageorientierten Angebo-
ten, Übungsräumen für junge Bands und auf
die Belange Jugendlicher ausgerichteten kul-
turellen Angeboten. Der demografische Wan-
del in Wilhelmshaven wirkt sich besonders
nachteilig für die Jugend aus. Die Politik
scheint die Interessen jungen Menschen fast
völlig außer Acht zu lassen und verkennt da-
bei, dass eine Umkehr der Abwanderung von
jungen Menschen aus Wilhelmshaven nur
über die Ausweitung bedarfsgerechter Ange-
bote für genau diese Gruppe erreicht werden
kann.
Die Linksjugend ['solid] ist über die Ge-
schäftsstelle der LINKEN in der Gökerstraße
73 und im Internet unter www.solid-wilhelms-
haven.de zu erreichen.

Was ist das denn? 
Ein paar Arbeiter bewegen sich auf allen Vie-
ren durch die Marktstraße. Wozu denn das?
Sie versuchen, ein von einer Angel hängen-
des Bündel 50-Euro-Scheine zu greifen. Ein
Banker, der die Angel hält, zieht auf diese
Weise die Arbeiter hinter sich her. Dieser selt-
same Anblick bot sich den Passanten am
späten Nachmittag des 17. September.
Zwei Banner, welche die Aufschriften “Happy
Bankencrash”  und  “Wir zahlen nicht für eure
Krise” trugen, und ein weiterer Banker, wel-
cher einseitig bedruckte 50-Euro-Blüten ver-
teilte, erklärten den zunächst verdutzen Pas-
santen den Zweck der Aktion.
“So lange wir einzeln nur hinterm Geld her-
laufen, werden wir einzeln eingemacht. Aber
gemeinsam  und solidarisch können wir die
Krisenfolgen meistern.”
Dieser Text stand auf der Rückseite der “Geld-
scheine”. Das Netzwerk gegen die Krise reih-
te sich mit dieser Aktion ein in die bundes-
weite Aktion gegen die Krise.
Das Netzwerk gegen die Krise trifft sich je-
den 2. und 4. Donnerstag im Monat jeweils
um 18:00 Uhr im Büro der Antifaschisti-
schen-Bildungsinitiative in der Alten Molke-
rei, Genossenschaftsstraße 50.(mt)

Bier!

Betreutes Trinken
seit 1913!

BAVARIA KRUG


